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[bookmark: _Toc122363780]Was ist Politikwissenschaft?
1.1. [bookmark: _Toc122363781]Was ist Politik?
Die Politikwissenschaft versteht sich als Wissenschaft, die die Politik untersucht. Die Politik wird hier als zusammenfassender Begriff für Strukturen und Prozesse verwendet, die Entscheidungen und Regeln herstellen und durchsetzen.
 
Die Begriffe Policy (inhalte), Polity (Strukturen) und Politics (Prozesse) müsssen hier kurz definiert und unterschieden werden.
 
Die Politikwissenschaft lebt vom Austausch mit anderen Disziplinen, namentlich den Rechtswissenschaften, den Gesellschaftswissenschaften, der Geschichte und Philosophie usw.


1.2. [bookmark: _Toc122363782]Was Politikwissenschaft ist!
Geschichte
 
Die Politikwissenschaft kann gleichzeitig als sehr alte, aber auch als junge Wissenschaft bezeichnet werden. Alt deshalb, da sie als philosophisch-historische Wissenschaft ihre Ursprünge in der Antike findet, gleichzeitig entstand die empirische Politikwissenschaft im 19. Jahrhundert. Die Politikwissenschaft kann auch als "Krisenwissenschaft" bezeichnet werden, da Krisen zur Weiterentwicklung der Wissenschaft beitragen.
 
Schon vor der Erfindung der Schrift gab es gesellschaftlichen Regulierungsbedarf (Politik). Im antiken Griechenland beschäftigten sich die Philosophen dann vermehrt mit der Politik. 
So setzte sich Platon kritisch mit der Polis auseinander, nach ihm sei ein glückliches Leben nur in einem gerechten Staat möglich. 
Aristoteles wiederum sah den Menschen als natürlicherweise politisches Wesen ("zoon politikon"), der Staat solle die Rahmenbedingungen für ein tugendhaftes und glückliches Leben bilden.
 
Im Mittelalter wandelten sich die Vorstellung von Politik. 
Augustinus schuf eine christlichere Politik, die seiner Meinung nach auf das Leben im Diesseits vorbereiten solle. 
Thomas von Aquin brach mit dieser Vorstellung und förderte eine vernunftbasierte Wissenschaft (Scholastik). Nach ihm ging es in der Politik um die Verfolgung des irdischen Glücks und des Gemeinwohls im Rahmen des Staates.
 
In der früheren Neuzeit wurde Abstand auf die Lehren der Antike genommen, die Naturwissenschaften erhielten mehr Einfluss auf die Politikwissenschaften. 
Niccolo Macchiavelli sprach sich für Fakten gegenüber Normen aus, für ihn ging es um den Erhalt der Republik zu jedem Preis. 
Thomas Hobbes sah den Menschen als egoistisches Wesen,  ohne den Staat herrsche Gewalt und Krieg. So versuchte er, die absolutistische, monarchistische Macht des Staates zu legitimieren. 
John Locke kehrte ab von der Legitimation absoluter staatlicher Macht. Der Mensch verfüge, so Locke, über unveräusserliche Rechte, wie zum Beispiel heutige zentrale Verfassungsprinzipien. Der Staat solle die Sicherheit von Leben und Eigentum gewähren, sich aber nicht zu sehr ins Privatleben einmischen (klassischer Liberalismus).
Jean Jacques Rousseau sah in der staatlichen Gemeinschaft die Möglichkeit für die Menschen zur Entwicklung zum "Citoyen", Träger der Staatsgewalt sei der Allgemeinwille.
 
Mit der industriellen Revolution entwickelte sich die Politikwissenschaft zu einer modernen empirischen Wissenschaft, da mit den sozioökonomischen politischen Strukturwandeln die Nachfrage nach Fakten und Daten stieg. Die Politikwissenschaft wurde erst im 20. Jahrhundert zu einer eigenständigen Wissenschaft, zuerst noch als "Demokratiewissenschaft", da die europäischen Staaten ihr diktatorisches Erbe verarbeiten mussten (Dominanz der angelsächsischen Länder, vA USA). In Zürich existiert die Politikwissenschaft seit 1996 als Hauptfach mit dem dazugehörigen Institut für Politikwissenschaft (IPZ).
 
 
Was ist (Politik-) Wissenschaft
 
Wissenschaftliche Aussagen haben einen logischen und einen empirischen Wahrheitsgehalt, so haben sie keine inneren Widersprüche und stimmen mit der Realität überein. Es gibt empirische Aussagen, also beschreibende oder erklärende Aussagen und Prognosen. Normative Aussagen sind wertend und tendenziell philosophischer Art.
Es gibt ein theoretisches Erkenntnisinteresse, es ist also wichtig, gesichertes Wissen über das Funktionieren unserer Welt zu haben. Zusätzlich gibt es auch das praktische Interesse, also die Anwendung des gewonnenen Wissens zur Verbesserung der Lebensbedingungen.
 
Die Merkmale einer empirischen Wissenschaft sind eine methodische Vorgehensweise nach klaren Regeln, mit Empirie als Grundlage der Forschung, also einem festen Bezug zur Realität, die beobachtet und beschrieben wird. Es soll auch sichergestellt werden, dass die Forschungsergebnisse gültig (valide/richtig) und verlässlich (reliabel/wiederholbar) sind. Auch soll der Forschungsprozess transparent sein. 
Somit stellen sich 4 Regeln der empirischen Forschung auf: Transparenz, Ehrlichkeit, Wahl der bestmöglichsten Theorie und Kritikfähigkeit und die Bereitschaft zur Korrektur der eigenen Aussagen.
 
Bei den wissenschaftlichen Methoden kann zwischen zwei Arten unterschieden werden: idiographischen und nomothetischen Methoden.
Idiographische Methoden werden der Geisteswissenschaften zugerechnet, hier geht es um die Darstellung eines einmaligen Sachverhalts.
Nomothetische Methoden werden den Naturwissenschaften zugeschrieben, hier geht es um das Beschreiben von generellen Gesetzen, die Politikwissenschaft wendet hauptsächlich nomothetische Methoden an. 
 
In der Politikwissenschaft gibt es drei Paradigmen der Forschung:
· Das konservative, an die Philosophie der Antike angelehnte normativ-ontologische Paradigma.
· Das liberale, dialektisch verlaufende historisch-dialektische Paradigma, welches sich auf ein marxistisches Verständnis des Geschichtsprozesses bezieht.
· Das neutrale, empirische und versachlichende empirisch-analytische Paradigma. Dieses ist auch am dominantesten in der Politikwissenschaft.
 
Es gibt logische und empirische Begriffe, letztere müssen genauer definiert werden (Intension und Extension des Begriffs), es muss zwischen Alltagsbegriffen und wissenschaftlichen Begriffen unterschieden werden. Auch konkrete Beobachtungsbegriffe und abstrakte theoretische Begriffe müssen unterschieden werden.
 
Variablen lassen sich schwer empirisch untersuchen, vor allem schwer beobachtbare, latente Variablen. Hier müssen für die latenten Variablen, beobachtbare manifeste Variablen, auch Indikatoren genannt, gefunden werden, welche direkt miteinander korrespondieren. Dieser Vorgang wird auch Operationalisierung genannt. So wird aus einer theoretischen Variablen (Konstrukt) eine empirische Variable (Indikator).
 
Korrelative Zusammenhang ergibt sich durch das gemeinsame Auftreten zweier Sachverhalte ohne ein Ursache-Wirkungs-Prinzip. Ein kausaler Zusammenhang ergibt sich genau durch ein Ursach-Wirkungs-Prinzip.
 
Anforderungen an eine Hypothese:
· Eine Hypothese ist eine Aussage
· Die Aussage enthält mindestens zwei Variablen
· Die Variablen beziehen sich auf identische Merkmalsträger.
· Die Variablen sind durch logische Operatoren, wie „wenn …, dann“, „je …, desto“ (korrelativ) oder „weil“ (kausal), miteinander verbunden oder können in diese Form gebracht werden
· Die Aussage ist widerspruchsfrei.
· Die verwendeten Variablen sind operationalisierbar.
· Die Aussage ist empirisch falsifizierbar.
· Beispiel: "Wenn viele Störche in einem Gebiet leben, dann ist dort die Geburtenrate Pro Kopf hoch."
 
 
Gesetze und Theorien
· Gesetze:
Hypothesen, die sich besonders häufig in der Realität bewährt haben. Beispiel: Gesetz des demokratischen Friedens: Wenn Staaten demokratisch verfasst sind, führen sie untereinander keine Kriege.
· Theorien:
Aussagen, die mehrere Komponenten umfassen:
· Definitionen
· Axiome (Annahmen, die nicht hinterfragt werden)
· Theoreme (Hypothesen mit sehr hohem Allgemeinheitsgrad, die als selbstevident betrachtet werden)
-> Theorien sind also (meist mehrere) Hypothesen, die sich aus Definitionen, Axiomen und Theoremen ableiten lassen, auch Propositionen genannt.
 
Standardaufgaben der Wissenschaft sind die Erweiterung des Theoriebestandes, besonders das Ableiten von Theorien mit möglichst grosser Reichweite. Zu diesem Zweck stehen zwei Aufgaben im Vordergrund, zum einen die Entwicklung neuer Theorien und die Weiterentwicklung bestehender Theorien, zum anderen die Prüfung bestehender Theorien anhand von Hypothesentests.  
Theorien als ganze sind schwer zu überprüfen, deswegen werden meistens nur einzelne Hypothesen überprüft. 
-> Theorien lassen sich nie endgültig verifizieren, unser Wissen hat vorläufigen Charakter!
 

1.3. [bookmark: _Toc122363783]Die grossen theoretischen Ansätze
Generell gibt es vier grosse Erklärungsansätze (oder Variablen) in der Politikwissenschaft:
· Institutionalismus
· Wirkungsgefüge der Institutionen (zB Regierungen, Wahl- und Verfassungssysteme)
· Früher Staats- und Verfassungslehre
 
· Strukturalismus
· Analyse der Gesellschaft, Machtstrukturen und Dynamiken
· Politik als gesellschaftliche Praxis
 
· Rational-Choice Theorie
· Kosten-Nutzen-Rechnung, rationale Individuen
· Einflüsse der modernen Ökonomie
 
· Kulturalismus
· Normen, Werte und Prinzipien
· Stärkere Einflüsse von Soziologie und Ethnologie
 
-> Heute: Verbindungen von Institutionalismus mit restlichen drei Theorien (I + S, I + R, I + K)
 
Lakatos' Theorie besagt, dass wissenschaftliche Forschungsansätze aus einem festen Kern, bestehend aus Theorien und Axiomen, und einem falsifizierbaren Hypothesengürtel bestehen. In seiner Theorie vereint er den kritischen Rationalismus von Popper und den historisch-soziologischen Ansatz von Kuhn. 
So besagt seine Theorie, dass Wissenschaft falsifizierbar sein und Wissen objektifizierbar machen soll (Popper). Gleichzeitig sieht Forschung als einen sozialen Prozess, Forschende sind zT in gewissen Paradigmen "sozialisiert" (Kuhn).


1.4. [bookmark: _Toc122363784]Strukturalismus
Die Institutionen des politischen Systems spielen im theoretischen Argument keine explizite Rolle
· Die Outputs (Sozialpolitiken) sind politisch, nicht funktional
· Das zentrale Argument dreht sich um Konflikt und Macht, nicht um Koordination, Problemlösung, Ideen oder Modernisierung
 
Untersucht werden:
· "Gruppierung des sozialen Gefüges einer Gesellschaft nach Ähnlichkeiten und
Verschiedenheiten entlang mehrerer Dimensionen."
· Soziale Schichten
· Altersgruppen
· Wirtschaftssektoren
· Regionen
· Parteien
· Verbände
· Welche sozialen Gruppen sind zentral für die (politische) Fragestellung?
 
Machtverhältnisse zwischen sozialen Gruppen sind abhängig von
· Struktur selber (z.B. Grösse, Segmentierung (gespalten oder kohärent), Durchlässigkeit) 
· Ressourcen (Mobilisierungsbedingungen, Allianzmöglichkeiten, später: Institutionen)
· Politische Interaktionen zwischen sozialen Gruppen erklären politische Entscheidungen, welche wiederum die Strukturen und Machtverhältnisse prägen.
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Beispiel: 
· Warum sind Sozialstaaten so unterschiedlich grosszügig?
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Wo kommt die unterschiedliche Stärke der Arbeiterklasse her?
Strukturalistische Antworten:
· Konfessionelle Einigkeit (während in katholischen Ländern die Kirche die Arbeiterschaft gespalten hat)
· Aus der sektoriellen Zusammensetzung der Wirtschaft (Industrie)
 
NICHT
· Aus dem Geschick der Gewerkschaftsführer (Rational-Choice)
· Aus der nationalen Kultur (Kulturalismus)


1.5. [bookmark: _Toc122363785]Rational-Choice
· Theorie des rationalen Handelns
 
Wird angewendet bei:
· Wahlen
· Koalitionsverhandlungen
· Lohnverhandlungen
 
Zentrale Begriffe
· Methodologischer Individualismus («micro-foundations»)
· Akteurinnen haben logisch und stabil geordnete Präferenzen (completeness and transitivity)
· Präferenzen werden meistens an materiellem Nutzen orientiert
· Besonderer Fokus auf strategische Interaktionen
 
Merkmale des Rational-Choice:
· Ideal der Sparsamkeit
· Modellierbarkeit, Formalisierung aufgrund vieler Annahmen (z.B. Spieltheorie)
· Klarheit des Arguments, testbare Vorhersagen
· Akzent auf Koordination (vs. Macht)
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Beispiel: Wann sind Regierungen reformfähig?
 
· Vetospielerinnen: «politische Akteurinnen, deren Zustimmung für eine Gesetzesänderung notwendig ist.»
· Zentrale Hypothese: «Je grösser die ideologische Spannbreite der Mitglieder einer Regierungskoalition, desto geringer ist die Anzahl an bedeutsamen Gesetzen, die aus dieser Regierung hervorgehen». (Bernauer et al. 2018: 56)
· Unabhängig von der Anzahl Koalitionsparteien
 
Räumliches Modell:
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1.6. [bookmark: _Toc122363786]Kulturalismus
Untersucht werden zum Beispiel:
· Policy-Paradigmen (Also zB die Entstehung und Durchsetzung gewisser Ideale)
· Sozialkapitalforschung
· Diffusionsprozesse (Wie Entscheidungen sich über Grenzen hinweg durchsetzen und verbreiten)
· Funktionen politischer Partizipation (Wahlbeteiligung, Partizipation expressiv)
· Ideologieforschung
 
Zentrale Begriffe:
· Ideen und Kultur wurzeln in Kollektiven (Gesellschaft, Gruppen, “Nationen”, etc.), werden aber durch individuelle Einstellungen und Verhalten manifest (ergo beobachtbar)
· Es gibt keine universelle Rationalität
· Interessen sind nicht exogen und nicht stabil
· Vs Rational-Choice
 
Beispiel: Wertewandel
Hypothese:
· Kriegsgeneration kennt materielle Not und strebt daher primär nach Sicherheit.
· Nachkriegsgeneration ist in Wohlstand aufgewachsen und strebt nach Selbstverwirklichung. (zB Demokratie)
· Unterscheidung von materiellen und postmateriellen Werten
 
Empirische Operationalisierung: Wählen Sie zwei aus vier politischen Zielen aus, die Ihnen besonders wichtig sind:
· Aufrechterhaltung der Ordnung im Staat (M)
· Schutz der freien Meinungsäusserung (PM)
· Kampf gegen steigende Preise (M)
· verstärktes Mitspracherecht der Bürgerinnen bei wichtigen Regierungsentscheidungen (PM)
 
-> Wohlstand entschärft materielle Unterschiede und führt zu Wertewandel


1.7. [bookmark: _Toc122363787]Alter Institutionalismus
Unterschiede zum Neo-Institutionalismus:
 
Traditioneller Institutionalismus
· Formelle Spielregeln einer Gesellschaft (kodifiziert in der Gesetzgebung)
· Zauberformel wird nicht als Institution anerkannt
Neo-Institutionalismus
· Dauerhafte, formelle oder informelle Spielregeln einer Gesellschaft
· politisches, wirtschaftliches und gesellschaftliches Zusammenleben strukturieren
· Verhaltensmuster
· Zauberformel wird als Institution anerkannt (ZF breit akzeptiert)
 
Kontextualisierung:
· Fokus auf Machtbeziehungen, wie werden diese kodifiziert/stabilisiert, mit welchen Auswirkungen?
· Einführung der ZF: Rational-Choice
· Aufrechterhaltung über 70 Jahre: Institutionalismus
· Timing matters: die Möglichkeiten und Folgen politischer Handlungen hängen vom institutionellen Kontext ab
 
Eigenschaften des Historischen Institutionalismus:
· Eklektischer (Verwendung von Ideen anderer/nichts neues verwendend) Umgang mit kulturalistischem oder rationalistischem Verhaltensmodell
· Fokus auf gewachsene Machtstrukturen und Machtasymmetrien
· Kausale Mechanismen sind kontextbedingt
· Pfadabhängigkeit (Regeln können im Nachhinein schwer geändert werden)
· Offenheit gegenüber anderen Einflüssen (insb. Ideen)
· Komplexität wichtiger als Sparsamkeit


1.8. [bookmark: _Toc122363788]Rational-Choice Institutionalismus
Spezifisch für den R-C Institutionalismus
· Teilt rational-choice Grundannahmen (exogene und transitive Präferenzen, nutzenmaximierendes Verhalten, calculus approach)
· Fokus auf strategische Interaktionen
· Fokus auf «collective action problems», in denen rationales individuelles Verhalten subobtimale Resultate hervorbringt (Politik verstanden als Koordinationsproblem)
· Institutionen als effiziente Lösungen der collective action problems
 
Beispiel 1:
· Die "Grosse Koalition" in der Schweiz ist irrational, da auch weniger Parteien eine effizientere Koalition bilden könnten. (R-C) Jedoch braucht es für Gesetze in der Schweiz schon früh eine breite Unterstützung. So macht die "Grosse Koalition" in der Schweiz wieder Sinn. (R-C Inst)
 
Beispiel 2:
Warum geben Regierungen Macht ab um Glaubwürdigkeit zu signalisieren?
Kontext der Marktliberalisierungen: Je liberaler der Markt, desto "regulativer" der Staat. Dieser reguliert aber nicht selber, sondern gibt die Macht an Unabhängige Regulatorische Agenturen (IRA, wie zB die Wettbewerbskommission oder die Finanzmerktaufsichtsbehörde) ab.
 
«credibility hypothesis» - Worin besteht das Glaubwürdigkeitsproblem?
· Die Marktschaffung kann nur erfolgreich sein, wenn private Firmen von sich aus investieren (ohne Zwang)
· Sie investieren aber nur, wenn sie an eine Rendite ihrer Investitionen glauben.
· Ein Risiko ist, dass die Regierung (oder eine nächste Regierung) den Markt wieder einschränkt, oder den eigenen (halbstaatlichen) Akteur bevorzugt
· Durch die Abgabe von Kontrolle signalisiert die Regierung glaubwürdig ihre Verpflichtung bzw. ihr «commitment» zum neuen institutionellen Rahmen.


1.9. [bookmark: _Toc122363789]Soziologischer Institutionalismus
-> kleine, wenig dominante Theorie
-> wachsende Theoriegruppe
 
Spezifisch für den soziologischen Institutionalismus
· Erweiterter Institutionen- und Kulturbegriff : culture = institutions
· Institutionen beeinflussen Verhalten indem sie direkt die Präferenzen und Identitäten prägen.
· Institutionen entstehen, weil sie Legitimität und Akzeptanz schaffen
 
Beispiel:
Basierend auf welchen Kriterien nehmen Arbeiterinnen verschiedener ethnisch-kultureller Gruppen sich als gleichwertig wahr?
Welche politisch-institutionellen Faktoren erklären die Unterschiede in diesen Kriterien zwischen den USA und Frankreich?


1.10. [bookmark: _Toc122363790]Vergleich der Ansätze und Forschungslogik
Kausaltrichter
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Der Kausaltrichter («funnel of causality») ordnet zentrale unabhängige Variablen in ihrer logischen Sequenz.
· Integration verschiedener Ansätze
· Implikation: verschiedene Erklärungsansätze konkurrieren in der Regel nicht direkt miteinander; integrierte Modelle berücksichtigen die Zusammenhänge zwischen den Variablen
 
 
Die drei I: Interessen, Institutionen, Ideen
Gemeinsamer Rahmen:
Erklären politische Outputs und Outcomes über das Zusammenspiel von Akteuren und gewachsenen institutionellen Bedingungen. Das Augenmerk und typische Forschungsfragen variieren
 
Interessen: 
· R-C, Strukturalismus
· Interessen als gegeben bzw. exogen
· Wie bestimmen Akteurinnen ihre Strategien? (Information, Unsicherheit, Interaktion)
· Wie maximieren sie ihre Interessen im Kontext der gegebenen Institutionen (Zwang und Ressource)
· Wie lösen sie Koordinationsprobleme (gemeinsames Handeln)
· z.B. Parteienwettbewerb, Koalitionsverhandlungen, Lobbying, Politische Ökonomie
 
Institutionen:
· Hist. Institutionalismus
· Entstehung und Beständigkeit der Institutionen
· Wie beeinflussen Institutionen «politics», d.h. Konfliktlinien, Akteurinnen und ihre Interessen (beabsichtigt und unbeabsichtigt)
· Wie verändern sich Effekte von Institutionen über die Zeit (endogener institutioneller Wandel)
· z.B. Reformen und Reformfähigkeit, Policy Agendas
 
Ideen
· Kulturalismus
· Politik findet immer in einem grösseren ideellen Rahmen statt
· Interessen der Akteurinnen sind endogen
· z.B. Diffusion, ideologische Strömungen (Liberalisierung/Regulierung; Monetarismus/Keynesianismus), Diskurshegemonien



[bookmark: _Toc122363791]Macht und Staat
1.11. [bookmark: _Toc122363792]Politische Autorität
Politische Theorie:
· Positive politische Theorie (positive or explanatory political theory):
· Teil der Gesellschaftstheorie
· Allgemeiner Erklärungsrahmen von Gesetzmässigkeiten, aus dem die Politikwissenschaft Hypothesen ableitet, die empirisch getestet werden (sollten!)
 
e.g. Positive politische Theorien: Theorien des kollektiven Handelns, Institutionentheorie, Spieltheorie, statistische Methoden der Politikwissenschaft, ökonomische Geschichts- und Staatstheorie, Theorie der internationalen Beziehungen, genealogische Theorien, etc.
 
Politische Philosophie:
Theoretisch:
· Begriffsanalyse politischer Begriffe
· Soziale Ontologie politischer Entitäten (was bedeutet es zu sagen, dass eine Partei, Staat, Volk, Regierung, etc. existiert, handelt, will?),
· Handlungstheorie (Unterschied Handeln, Entscheiden vs. Verhalten, Funktionieren)
 
Praktisch:
· Fragt nach Möglichkeit normativer Begriffe (e.g. «legitimer Staat»)
· Fragt nach der Begründung politischen Handelns aus der Perspektive der Handelnden (Kontraktualismus) oder aus der Perspektive des Gesamtnutzens (Konsequentialismus) (≠ erklären)
· Fragt nach der Begründung politischer Autorität, pol. Institutionen, pol. Pflichten, pol. Rechte, pol. Grenzen, etc.
· Unterzieht politischem Handeln einer kritischen Evaluation
 
 
3 Arten der Politischen Autorität:
Epistemisch
· Wissensbasiert, wissenschaftlich
· Kennt die richtigen Gründe besser
· Keine Pflicht zu gehorsam
· zB wissenschaftliche Behörden (BAG: "Bleiben sie Zuhause")
 
Praktische Autorität
· Schafft (inhaltsunabhängige) Gründe zu handeln
· Eingeschränkte oder uneingeschränkte Kompetenzen
· Pflicht zu Gehorsam
· zB Exekutive, Legislative, Judikative (Gesetz: "Es darf nicht schneller als 100 Km/h gefahren werden")
 
Zwang
· Erzwingt Handeln durch (physische) Drohung
· Keine Pflicht zu gehorchen
· zB Exekutive, Judikative (zB Steuern?)
 
 
Definition: Politisch
· Gesellschaftlich ausgehandelt:
· gemeinsam (einer allein macht keine Politik)
· nicht gewaltsam (e.g. eine politische Lösung im Gegensatz zu einer militärischen,
· nicht vor Gericht entschieden (eine politische Lösung im Gegensatz zu einer juristischen)
· Der Regierung zugehörig (politische Autorität: e.g. eine politische Behörde, staatliche Autorität, etc.)
· Eine bestimmte Form der Assoziierung von Menschen; Entscheidungsfindung im gemeinsamen Handeln durch Konsens/Deliberation und Verhandeln
· Regierung: Bestimmung und Durchsetzung allgemein verbindlicher Regeln des Zusammenlebens
 
· Horizontales Anerkennungsverhältnis zwischen Bürgerinnen
· vertikales Unterwerfungsverhältnis von Personen unter zwangsbewehrte politische Institutionen
-> Politik = Kombination dieser Begriffe
 
 
Staatszwecke und populäre Theorien
· Staat ist in jedem denkbaren Fall Instrument der Unterdrückung der Autonomie; kein begründbarer Zweck (philosophischer Anarchismus)
 
· Staat notwendig zum Schutz der Sicherheit und Freiheit und Gemeinwohl des Kollektivs (Kommunitarismus; Kommunismus)
 
· Staat notwendig zum Schutz der Sicherheit und Freiheit der einzelnen Personen (Republikanismus, Liberalismus)
 
Joseph Raz:
Wer Autorität hat, dem wird gehorcht ohne Zwang, wer Zwang ausübt, hat keine Autorität über die Gezwungenen,
-> Unterscheiden zwischen (legitimer/illegitimer) politischer Autorität und (legitimer/illegitimer) staatlicher Zwangsgewalt.
 
 
Naturzustand (Hobbes)
Annahmen:
· Abwesenheit von Politischer Autorität (no common power)
· Gleiche Gebrechlichkeit der Menschen (auch der schwächste Mensch kann den stärksten töten/tödlich anstecken)
· Misstrauen, Mangel an Selbstvertrauen (diffidence)
· Strebenatur des Menschen; Konkurrenz individueller Begehrlichkeiten (natural right)
· Knappheit der Ressourcen
· Uncertainty bez. des Handelns der anderen (i.e. ≠ Risikokalkül)
 
-> Rationalität des Misstrauens (Strike first) -> Spirale der Gewalt
-> Wirkungslosigkeit der Moral (Moralisch/nicht-kämpfende werden sterben)
 
-> Politische Autorität sichert das Überleben und verhindert Gewalt. Es ist vernünftig diese zu akzeptieren (um sich selber zu schützen)
 
Umkehrschluss von Hobbes:
· Nur zwei Möglichkeiten A oder B
· Nimmt das Gegenteil vom zu begründenden A, also B
· Führt B in Widerspruch
· Nur noch A als sinnvolle Alternative übrig
 
 
Bilanz:
· Politische Autorität hat notwendig eine Zwangsbefugnis
· Die Zwangsbefugnis der politischen Autorität kann für das Individuum zur Bedrohung werden
· Konstitutionalismus: Verfassungsprinzipien und Grundrechte sind Machteinschränkung für politische Autorität
· Souveränität kann widerspruchsfrei eingeschränkt werden 
· Souveränität muss eingeschränkt werden: a) zur Überwindung des „Naturzustandes“ zwischen Souverän und Gesetzesunterworfenen, und b) zur Überwindung des „Naturzustandes“ zwischen den Souveränen


1.12. [bookmark: _Toc122363793]Legitime Autorität, gute Regierung
Legitimität
Definition
· legitime politische Autorität hat das Recht zu regieren
· Recht, Gehorsam gegenüber allgemeinen Gesetzen und amtlichen Weisungen zu verlangen und gegen den Willen von Einzelpersonen durchzusetzen.
 
Subjektive Legitimität
· Anerkennung, die eine wirkmächtige Mehrheit einer politischen Organisation und ihrem Gefüge von Institutionen entgegenbringt
 
Objektive Legitimität
· Anerkennungswürdigkeit einer politischen Organisation
· Anerkennungswürdigkeit beruht auf allgemein begründbaren Prinzipien und Rechten
· Akt der Anerkennung frei, ohne Nötigung/Drohung, wohlinformiert und revidierbar
 
Arten der Legitimität
· Legitimität eines Staates (input legitimacy)
· Zustimmung geben
· Abstimmungen, Wahlen, Bürgerinnenräte
· Legitimität der Verfahren und Machtmittel (throughput legitimacy)
· Aufnahme, Verarbeitung, Umsetzung
· Parlament, Regierung, Justiz
· Legitimität der Leistungen (output legitimacy)
· Output, Zufriedenheit
· Gesetze
 
 
Öffentliche Güter (die ein Staat laut George Klosko bereitstellen soll)
1. (persönliche) Sicherheit
1. Sicheres Umfeld
1. Rechtssystem, Umweltschutz ("burdensome public goods")
1. Verkehr („not burdensome PGs requiring coordination“)
1. Regulation, Standards (medication, food, industrial)
1. Exkludierbare öffentliche Güter (parks, cultural activities, schools)
1. Umverteilung
 
Fazit:
· Regulierung und Bereitstellung von exkludierbaren Öffentlichen Gütern (ÖG) -> Mögliche Auslagerung in nicht-staatliche Verbände -> Kein „Totalstaat“ nötig
· Welche ÖG soll der Staat bei knappen Ressourcen zur Verfügung stellen?
· Von welchen Entscheidungseinheiten und nach welchen Verfahren sollen nicht unbedingt notwendige ÖG und commons bewirtschaftet werden?
· Welches sind legitime Regimetypen, ist es die Demokratie und nur die Demokratie? 
 
 
Bedeutungsfelder der Demokratie (Francis Cheneval):
1. Demokratisch sind Beratschlagungs- und Entscheidungsverfahren von Gruppen, wenn und nur wenn alle Mitglieder das Recht haben sich daran massgeblich zu beteiligen.
1. Demokratisch sind Beratschlagungs- und Entscheidungsverfahren von politisch konstituierten Völkern, wenn und nur wenn alle Mitglieder das Recht haben sich daran massgeblich zu beteiligen.
1. Demokratisch bezieht sich auf eine gesellschaftliche Lebensform, die respektvoll, egalitär, tolerant, friedlich, inklusiv, deliberativ, pluralistisch, transparent, nachhaltig, frei von Unterdrückung und Ausbeutung, etc. ist.



1.13. [bookmark: _Toc122363794]Externalitäten, Kooperation, Koordination
Kooperation
Definition
· Fundament jeder (komplexen) sozialen Gruppe
· Schwierig, da Individuen den Anreiz haben, sich unkooperativ zu verhalten
· Spieltheorie:
· Zwei Akteurinnen
· Jeweils zwei Optionen
· Bsp: Gefangenendilemma
 
John Nash
· Spieltheorie - vereinfachte Darstellung des Kooperationsproblems
· Aussage: Individuell maximierendes Verhalten führt zu suboptimalen Ergebnissen
· Beispiele im "echten Leben"
· Abrüstung
· N-Spielerinnen Version: Klimawandel
 
Regeln der Spieltheorie
· Strategien geben Handlung zu jedem Zeitpunkt an
· Spielerinnen maximieren Nutzen (rational choice).
· Ergebnis ist das Nash Gleichgewicht
· Dominierte Strategie: Bringt weniger Nutzen als die Alternative, unabhängig von der anderen Spielerin
· Nash Gleichgewicht: Keine Spielerin verlässt sich auf dominierte Strategie
 
Kooperationsdilemma: Lösungen
· Extern (Dritte Spielerin)
· Kosten von Überwachung und Bestrafung
· Was sind die Anreize der dritten Akteurin?
· Normen
· Fördern bestimmte Strategien
· Wie wichtig sind Normen in der Spieltheorie?
· Spontan
· Wiederholung der Spiele führt zu Super-Spiel
· Problem des "letzten Spiels"
 
 
Kollektives Handeln
Mancur Olson
· Kollektive Interessen führen nicht immer zu kollektivem Handeln
· Anonymität grosser Gruppen -> Kleine Gruppen organisieren sich einfacher
 
Jedoch:
· Gruppen geben "benefits" für Menschen, die kooperieren
· Rechtsberatung
· Pannendienst
· Gruppen brauchen ausserordentlichen Effort einzelner Individuen (profitieren von leitender Funktion)
 
 
Gütertheorie
 
	 
	Keine Rivalität
	Rivalität

	Keine Ausschliessbarkeit
	Öffentliches Gut
(zB Leuchtturm)
	Allmendegut/common
(zB See mit Fischen)

	Ausschliessbarkeit
	Clubgut
(zB Pay-TV)
	Privates Gut
(zB Brot)


 
Öffentliche Güter
· Freier Markt wird zu tiefes Niveau des Öffentlichen Gutes herstellen.
· Ökonomische Lösung: Monopol (Bsp Leuchttürme und Häfen). Problem: Monopolist hat Eigeninteressen.
· Politische Lösung: Staat stellt Öffentliche Güter zur Verfügung. Problem: Was sind Öffentliche Güter? Bauernsubventionen, …
 
Externalitäten
· Konsequenzen von ökonomischem Handeln, welche nicht in Marktpreisen reflektiert sind.
· Bsp: Luftverschmutzung (-), Impfungen (+)
 
Elinor Ostrom
· Tragödie der Allmende überkommen:
· Klare Grenzen
· Partizipation (Direkte Demokratie)
· Individuelles Verhalten beobachtbar
· Sanktionen möglich
· Konfliktregulierung (Schiedsgerichte)
· Autonomie (Staat anerkennt Genossenschaft)


1.14. [bookmark: _Toc122363795]Entwicklung des modernen Staates
Einführung
· Nationalstaat als spezifische Antwort auf Problem kollektiven Handelns
· Nationalstaat als fundamentale Einheit in der vergleichenden Politikwissenschaft (Innenpolitik). Konflikt innerhalb: z.B. zwischen peripheren Regionen und Zentralstaat; zwischen liberalen und konservativen Eliten (Staat−Kirche), usw.
 
Der (National-)Staat: Konzeptualisierung
Minimale Funktionen ("Nachtwächterstaat")
· Verteidigung
· Innere Ordnung
· Benötigt Geld, daher Steuern
 
Liberaler Staat: 
· Konfliktlösung
· Gewaltentrennung
· Religion
· Markt
 
Historische Verortung (ungefähr)
· Westfälischer Friede
· Staaten als gleichwertig, egal wie mächtig (Westfälisches System)
 
Bedingungen für Nationalstaat
1. Zentralisierte, bürokratische Form des Regierens
1. Einheitlich, ohne institutionelle Unterscheidung zwischen Zentrum und Peripherie
1. Prinzip der Gleichheit aller Bürger («Bürgerschaft» ≈ citizenship)
1. Regieren im Namen einer Nation
 
· Feudal- und (frühe) Stadtstaaten erfüllen 1. nicht
· Reiche erfüllen 2.-4. nicht
· Absolutistische Monarchien erfüllen 3. nicht (da Dynastien)
 
 
Die Bildung des modernen Nationalstaates
Formen der Staatsbildung:
1. Ältere/frühere Herausbildung aus Absolutismus: Grossbritannien, Frankreich, Spanien, Schweden, Dänemark, Russland, Japan.
1. Unabhängigkeit, Sezession:
1. Religiös: Belgien (1830), Irland (1922).
1. Sprachlich/kulturell: Norwegen, Finnland, Island.
1. Vereinigung: Deutschland, Schweiz, Italien und USA (auch Unabhängigkeit)
1. Ende multi-nationaler Reiche:
· Habsburgisches, Osmanisches und Zaristisches (Russisches) Reich: Zentral-, Ost-, Südosteuropa
· Ende Kolonialismus: Afrika, Südamerika, Asien
· Ende des Kommunismus: Sowjetunion, Jugoslawien
 
Konsolidierung des Staates im Innern: Aufbau einer rational-legalen Verwaltung (Bürokratie):
· Hoher Spezialisierungsgrad
· Hierarchische Organisation
· Entpersönlichung
· Rekrutierung gemäss Expertise
· Differenzierung zwischen öffentlich und privat
 
Erklärungen für die Staatsbildung
 
Was soll erklärt werden? => Unterschiede (Varianz)
-> Wann kommt es wo zu Staatsbildung?
 
1. Wirtschaftliche Entwicklung und religiöser Konflikt (Rokkan)
· Frühe Herausbildung in Peripherie (Europas), viele Mächte im Zentrum
· Spätere Herausbildung in Kerngebieten
 
· Handelsroutengürtel: entlang Rhein und Donau, durch Alpenpässe.
· Dichte von etablierten Zentren:
· Städtenetzwerk (politisch/territoriale Fragmentierung).
· Religiöser Natur (Kathedralen, Klöster, usw.).
· Wirtschaftlicher Natur (Handelsrouten, Marktplätze, usw.).
 
· „Topologische“ Achsen:
· Nord-Süd: die kulturelle/religiöse Dimension.
· West-Ost: die wirtschaftliche Dimension.
 
· Politische Systeme und Akteurskonstellationen:
· Staatsstrukturen: Dezentralisierung / Föderalismus. (heterogen)
· Wahlrecht: Verhältniswahlsysteme vs. Mehrheitswahlsysteme. (heterogen vs homogen)
· Parteiensystem:
· Multidimensionaler ideologischer Raum: kulturelle Dimensionen.
· Mehrparteiensysteme.
· Koalitionsregierungen.
→ Führt zu anderer Form der Entscheidungsfindung: Konsens- vs. Mehrheitsdemokratie (Lijphart)
 
1. Nebenprodukt von Kriegen (Tilly)
Dauernde Kriegsführung und Verstärkung militärischer Kapazität:
· Aufrechterhaltung von Armeen erfordert Verwaltung, welche Mittel beschafft: 
· Steuern
· Investitionen in Infrastruktur (z.B. Kanäle, Strassen).
· Repressionsapparat gegen Widerstand bei Besteuerung
· Tausch politische Rechte gegen Steuern («no taxation without representation»).
· Im Krieg aufgebaute Verwaltung danach nicht zurückgebaut sondern umfunktioniert.
· Abtragung von Kriegsschulden durch Verstaatlichung und Besteuerung.
 
1. Direkte Herrschaft und Sezession (Hechter)
Indirekte Herrschaft durch regionale Eliten wurde ersetzt durch direkte Herrschaft durch eine hierarchische Bürokratie (Rationalisierung):
· In unabhängigen Staaten homogenisierten die Eliten die Bevölkerung und verwandelten damit einen minimalen in einen Nationalstaat (siehe auch nächste Folie).
· Häufiger aber gab es Widerstand von peripheren Eliten (Eliten ethnischer/regionaler Minderheiten), was zu sezessionistischer Mobilisierung führte (Beispiele: Habsburger und Ottomanisches Reich).
 
1. Internationale Diffusion (Meyer et al.)
World Polity Theorie:
 
· Nationalstaat als Idee, welche als Teil einer Weltkultur entstand.
· Nationalismus als Idee, welche den Nationalstaat legitimiert.
 
· Je mehr Eliten vernetzt sind mit Zentrum der globalen Kultur, desto eher übernehmen sie die Ideen dieser Weltkultur.
· Je mehr Nationalstaaten existieren, desto schneller werden sie kopiert (sich selbst verstärkender Prozess)
· Institutionalisierung in den Vereinten Nationen (UNO).
 
1. Nationalismus (Anderson, Gellner, Wimmer und Feinstein, u.a.)
Bis jetzt sind wir davon ausgegangen, dass der Staat die Nation schafft. Aber die Kausalität könnte auch umgekehrt sein:
· Nationen => Nationalismen => Nationalstaaten
· Nationalismen => Nationen => Nationalstaaten
 
Oder es könnte sein, dass je nach Kontext beide Prozesse stattfinden (Smith):
· Nationen => Nationalismen => Nationalstaaten (z.B. Deutschland, Italien)
· Vereinigung eines Staats
· Zuerst Identität, dann eigener Staat
· Staaten => Nationalismen => Nationalstaaten (z.B. Frankreich, Schweiz)
· Zuerst Staat
· Durch den Staat entsteht Nation
 
 
Schluss
 
War der (National-)Staatsbildungsprozess erfolgreich?
· Ja, siehe Ausbreitung des Nationalstaates! Aber (Colomer):
-> Limitierte Zentralisierung und Homogenisierung in grossen Ländern wie den USA, China, Indien oder Indonesien.
-> «Failed states» im nahen Osten und Afrika (siehe Vorlesung Prof. Pengl!)
-> Sogenannte «Nationalstaaten» waren de facto Kolonialstaaten. Entkolonialisierung koinzidiert mit Schaffung der Europäischen Union.
=> Die europäische Union als neuer supra-/multi-nationaler Staat?
 
Aktuelle Entwicklung und Zukunftsfragen.
· Rückzug der staatlichen Funktionen? Neue Rolle des Staates?
-> Regulierung anstatt Intervention.
-> Privatisierung und Liberalisierung.
-> Governance, Mitarbeit mit und Delegation (contracting out) an private Dienstleister:
· Kernkompetenzen wie Gewaltfunktionen: Gefängnisse, Gerichte, Militär, Polizei, …
· … aber auch Solidaritätsfunktionen: Gesundheit, Kommunikation, Bildung, usw.
· Vermarktung von Staatsaktivitäten (Marktlogik anstatt Kollektivgut).
· Gefahr: Verlust an Kompetenzen; Verlust an Output-Legitimität.
=> Krise des Nationalstaats?


1.15. [bookmark: _Toc122363796]Nation und Nationalismus
Definitionen: Nation und Nationalismus
 
Nationalismus als Ideologie: (Interaktionen)
· Politische Bewegung mit einem Ziel
· Soziologie
· Interpretation der Realität (Weltanschauung).
· Ziel = Veränderung, welche auf Vision der Welt basiert.
· Klares Ziel: Autonomie, Einheit, Identität.
 
Nationalismus als Wahrnehmung: (Individuen)
· Vorstellung von Überlegenheit
· Psychologie
· Nationale Überlegenheit (Chauvinismus) nicht unbedingt biologisch begründet (→ Rassismus)
· Menschliche Tendenz zu Gruppenbildung, wobei in-group positiv wahrgenommen wird und out-group negativ (Nationalismus: «Eigene» Nation in-group, andere als out-groups)
 
Nation
Subjektivistische Definition von Nation (Subjektivistisch, weil Vorstellung)
· vorgestellt: Kann nicht alle Mitglieder kennen
· Gemeinschaft: Als Verbund von Gleichen vorgestellt
· begrenzt: Nicht universal, Abgrenzung zu anderen Gemeinschaften
· souverän: Anspruch auf einen Staat
 
Kombination von objektiver und subjektiver Dimension:
· Objektiv: Sprache, Gebiet, Religion, Gebräuche, usw.
· Subjektiv: Identität
 
Soziale Konstruiertheit von Nationen und Ethnien:
· Ethnien / ethnische Nationen: Vorstellung gemeinsamer Verwandtschaft
· Keine biologische Basis: DNA von Menschen sehr ähnlich, Varianz geographisch, keine Kongruenz mit nationaler Identität
· Multiple Identitäten (z.B. katalanisch und spanisch)
· Nationale und ethnische Identitäten sind oft verschachtelt (gegen nationale Kongruenz)
 
 
Nationentypen
[image: Text, letter

Description automatically generated]
 
Ist eine Nation politisch, kulturell oder ethnisch? Bsp. Schweiz:
· Politische Nation? (Direkte Demokratie, Neutralität, Humanitäre Rolle)
· Schweiz als Kulturnation? (Fleiss, Sparsamkeit, Viersprachigkeit)
· Schweiz als ethnische Nation? (Gemeinsame Abstammung, Bergvolk, Bauernvolk)
 
 
Wie entstehen Nationen?
 
Politische Nationenbildung:
· Moderne Nation als soziales Konstrukt; eine «Erfindung von Tradition»
· Nationen werden «geschaffen»: Nation-building
· Konsolidieren des Staates durch Nation => Wenn sich Menschen mit Staat identifizieren, dann legitimieren und stabilisieren sie diesen auch (z.B. ziehen in den Krieg)
· Nationalismus als «kulturelle Hegemonie», welche Konflikte innerhalb des Staates überdeckt (z.B. «falsches Bewusstsein» der Arbeiter) bzw. unterdrückt (z.B. Repression gegen Minderheiten)
· Beispiele für politischen Nationalismus: Frankreich, Schweiz
 
Ethnische/kulturelle Nationenbildung:
· Ethnie: Gebiet, Abstammungsmythen, kollektive Erinnerung, usw.
· Langfristige Analyse:
· Kontinuität von Namen
· Besetzung von Territorien (Ursprung)
· Abstammung: Mythen von Vorfahren, Geschichten
· Ethnien als „vornationale Völker“: Potentielle Nationen, die im 19./20. Jahrhundert zu Nationen geworden sind.
· Umdeutung der Vergangenheit, Wiederentdeckung und Selektion von historischem Material. -> Nicht alles ist konstruiert: Historischer und räumlicher Kontext ist gegeben.
· Beispiele für ethnischen Nationalismus: Deutschland, Italien
 
Modernisierung und Industrialisierung (Gellner):
· Industrialisierung: zunehmende soziale Mobilität, geographische Mobilität und Urbanisierung.
· Mobile und alphabetisierte Arbeitskraft -> kulturelle und sprachliche Homogenisierung.
· Bedeutende Rolle von Schule und Armee
· Von «Gemeinschaft» zu «Gesellschaft»
· Sprachgruppe ≈ Nation
· Nationalismus als Ideologie, welche besagt, dass Staat und Nation kongruent sein müssen.
 
Modernisierung und (Print-)Kapitalismus (Anderson):
· Entwicklung des Kapitalismus und des modernen Buchdruckes erlauben breite Zirkulation von Texten
· Texte in Umgangssprache statt Latein -> öffentliche Diskurse in Umgangssprachen
· Vorstellung einer Gemeinschaft (imagined community)
· Unterschiedliche Nationen innerhalb gleicher Sprachgruppe (z.B. Lateinamerika):
· Rolle von regionalen Einheiten und Eliten
 
Modernisierung und Arbeitsteilung (Hechter und Levi):
· Kapitalismus: Geprägt durch Arbeitsteilung
· Kolonialismus: Wirtschaftliche Ausbeutung der Peripherie führt zu Nationalismus (Unabhängigkeitsbewegungen).
· Auch innerhalb konsolidierter Staaten: Direkte Herrschaft (Staatsbildung) und Kapitalismus führen zu «internem Kolonialismus».
· Problem: In entwickelten Ländern positive Korrelation von regionalem Wohlstand und Sezessionismus (Bsp: Baskenland, Südtirol, Flandern)
· Lösung: Ethnische Arbeitsteilung; Stärkung der nationalen Identität überall, wo Ethnien wirtschaftliche Sektoren dominieren
 
 
Schluss - Braucht es Nationalismus / nationale Identität?
 
Ja:
· Mensch braucht Identität
· Identität schafft Solidarität
· Nationale Identität kann demokratisch und offen sein: Verfassungspatriotismus
 
Nein:
· Mensch braucht keine nationale Identität: Individualismus, Multikulturalismus, Kosmopolitismus, Feminismus, etc.
· Kosmopoliten sind solidarischer als Nationalisten
· Nationale Identität immer ausschliessend: Niemand ist Verfassungspatriot, Nation ist immer kulturell/ethnisch
 
Multikulturelle Nation als Synthese? (zB Schweiz)


1.16. [bookmark: _Toc122363797]Macht und Souveränität im internationalen System
Souveränität
 
Innere und äussere Souveränität
· Gewaltmonopol (innere Souveränität)
· Exklusiver Adressat politscher Forderungen und Ansprüche (äussere Souveränität)
· Prinzip der Nichteinmischung in innere Angelegenheiten
· Herrschaftsbereich des Souveräns ist über das Territorium definiert
· Staaten sind international gleichberechtigt
 
Anarchie
 
Internationale Institutionen
· Relativ stabile Normen und Regeln, die sich auf das internationale System, die Akteure des Systems und ihre Aktivitäten beziehen
· Gleiche Regeln für alle Mitgliedstaaten
· Ermöglichen stabile Kooperation indem sie
· Klar festlegen, was als kooperatives und was als unkooperatives Verhalten gilt
· Transparenz und Kontrolle über das Verhalten von Staaten
· Ermöglichen kooperationsfeindliches Verhalten eines Staates zu sanktionieren
· Bsp: Montreal Abkommen zum Schutz der Ozonschicht
· Jedoch: Internationale Institutionen stets unter Druck
· Brexit
· Abbruch der Verhandlungen zum Rahmenabkommen
 
(Neo-) Realismus
· Anarchie als grundlegende Eigenschaft des internationalen Systems, die nie verschwindet 
· Sicherheitsstreben
· Sicherheit und Überleben als oberstes Ziel von Staaten
· Selbsthilfe
· Staaten müssen selbst für ihre Sicherheit sorgen
· Machtkonkurrenz
· Relative Machtposition und relative Gewinne/Verluste relevant
· Sicherheitsdilemma: Die Sicherheit eines Staates ist die Unsicherheit des anderen Staates
 
Neoliberaler Institutionalismus
· Staaten streben nicht nur nach Sicherheit, sondern auch nach Wohlstand
· Anarchie und Interdependenz prägen beide das internationale System
· Wechselseitige Abhängigkeit von Staaten
· Schafft Anreize zu internationaler Kooperation und Frieden
· Probleme lassen sich nicht alleine lösen
· Internationale Institutionen helfen Staaten, kooperationsförderliche Bedingungen zu schaffen
· zentralisierte Sammlung von Informationen
· Kontrolle von Verhalten
· Sanktionen bei kooperationsfeindlichem Verhalten
· Senkung von Transaktionskosten
· Dies ermöglicht/vereinfacht es Staaten, friedlich zu kooperieren
 
Konstruktivismus
· Internationale Politik ist sozial konstruiert
· Handeln nach Logik der Angemessenheit
· Unterbewusst, Ton ist auch wichtig
· Bsp: Schweiz kauft keine französischen Kampfjets - Frankreich: «Mon Dieu! So wird das doch nicht gemacht!»
· Bsp: Biden vs Trump - Gleiche Aussenpolitik, doch Bidens Ton angenehmer
· Befreundete Staaten verhalten sich grundlegend anders als verfeindete Staaten
· Freunde: Verhältnis basiert auf Vertrauen und geteilten Normen/Werten; Stabile Kooperation ohne Kontrolle und Sanktionierung
· Feinde: Misstrauen und Unsicherheit: Kooperation schwierig, Zwangsgewalt nötig
 
 
Macht
 
-> Gleichberechtigung heisst nicht, dass alle Staaten gleich sind
 
Neo-Realismus: Militärische Macht
· Je mehr Ressourcen, desto mehr militärische Macht
· Immer relativ (im Vergleich zu anderen Staaten)
 
Neoliberaler Institutionalismus: Verhandlungsmacht
· Interdependenz/Akteurspräferenzen
· Wer weniger auf Kooperation angewiesen ist bzw. eine weniger starke Präferenz für Kooperation hat, hat höhere (Verhandlungs-)macht.
· Institutionelle Regeln
· wer darf Agenda bestimmen, wie wird abgestimmt etc.
 
Konstruktivismus: Argumentationsmacht
· Glaubwürdigkeit
· Legitimität
· Wird durch eigenes Verhalten beeinflusst
 
 
Fazit
 
Staat und Souveränität
· Das internationale System besteht heute aus gleichberechtigten, souveränen Territorialstaaten
 
Anarchie
· System ist anarchisch: Es gibt kein den Staaten übergeordnetes Gewaltmonopol
· Aber: internationale Institutionen regeln die internationalen Beziehungen von Staaten und ermöglichen stabile Kooperation
 
Macht
· Gleichberechtigung bedeutet nicht, dass alle Staaten gleich sind: Staaten unterscheiden sich massiv darin, wie mächtig sie sind
· Verschiedene Arten von Macht: Militärische Macht, Verhandlungsmacht, Argumentationsmacht


1.17. [bookmark: _Toc122363798]Staatszerfall und Bürgerkrieg
Definitionen von Staatszerfall
 
Enge Definition:
· Staatsvolk: Gemeinschaft
· Staatsgebiet
· Staatsgewalt: Legitimes Gewaltmonopol
· Staatszerfall meint die Erosion dieser Elemente
 
Beispiele:
· Bürgerkrieg (Kolumbien 1964 - 2016)
· Genozid (Rwanda 1994)
· Abrupter Regimewandel (Guinea 2021)
 
· Staatszerfall: Auftreten eines gravierenden Ereignis (siehe Beispiele), welches das legitime Gewaltmonopol des Staates erodiert
 
Weite Definition
· Transformation des Staates in ein System der Ausbeutung
· Ein Wegfall des Monopols über die Mittel zur Gewaltausübung
· Staatszerfall = Extremes Versagen in allen staatlichen Kernaufgaben
· In enger Definition Staatszerfall = Staatsversagen (Fliessender Übergang)
· Im weiten Sinne Staatszerfall extremer
 
Staatliche Kernaufgaben
· Sicherheit
· Schutz vor grenzüberschreitender Invasion; Gebietsverlust
· Schutz vor innerstaatlicher Gewalt
· Schutz vor Kriminalität
· Rechtsstaatlichkeit
· Effektive Justiz
· Legitime Gesetze und Regeln
· Bürgerrechte und politische Rechte
· Politische Beteiligung
· Freie Meinungsäußerung
· Andere Gemeingüter
· Gesundheitsservices und Bildung
· Infrastruktur (Straßen, Telekommunikation)
· Fiskale Institutionen (Banken, Geld)
· Zivilgesellschaftliche Freiräume und Schutz der Umwelt
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Beispiel: Staatsversagen in der DR Kongo
· Kein Gewaltmonopol (Grosses Terrain ist schwierig zu kontrollieren)
· Keine Kontrolle über die Peripherie
· Kriminalität und marode Justiz (Schmuggel, illegaler Abbau von Bodenschätzen)
· Fehlende Infrastruktur (Strassen, Wasserversorgung…)
· Korruption und Vetternwirtschaft der Machtelite
· Fehlende Versorgung der Grundbedürfnisse
-> Staat bleibt immer noch bestehen, da er seine äussere Souveränität behält (Westfälische und international-rechtliche Souveränität). Selbst wenn innerstaatliche Souveränität nicht mehr besteht!
 
 
Bürgerkrieg
 
Definition:
· Innerstaatlicher Krieg
· Zum Beispiel in:
· Syrien
· Mali
 
Ursachen:
· Schwache Kapazität von Staaten (Makro)
· Armee ist schlecht ausgebildet und ausgerüstet
· Marode Infrastruktur
· Kann Rebellen schlecht bekämpfen
· Ungleichheit zwischen Gruppen (Meso)
· Ökonomische Unterschiede zwischen Gruppen innerhalb eines Staates werden als ungerecht wahrgenommen und schaffen ein Motiv für Rebellion
· Vertikale Ungleichheit kein Grund für Bürgerkrieg, sondern horizontale Ungleichheit zwischen verschiedenen Gruppen
· Politische Ausgrenzung; Politisierung durch Eliten
· Geringe Opportunitätskosten (Mikro)
· Menschen haben nur wenig zu verlieren, wenn sie sich Rebellion anschliessen
-> Ursachen sind komplementär. Verschiedene Kombinationen dieser Ursachen erhöhen die Wahrscheinlichkeit eines Bürgerkriegs
 
 
Konret
 
1. Ein Staat ist von Staatszerfall betroffen, wenn dieser Staat sein Gewaltmonopol verliert und dieser Staat in allen seinen Kernaufgaben versagt.
1. Bürgerkrieg ist eine Ausprägung von Staatszerfall. Seine Ursachen sind:
1. Geringe Opportunitätskosten
1. Schwache staatliche Kapazität
1. Ungleichheit zwischen Gruppen ( + politische Ausgrenzung + Mobilisierung durch Eliten)
1. Die verschiedenen Erklärungen von Bürgerkrieg, d.h. die Möglichkeiten und Motive für Bürgerkrieg, sind als komplementär zu betrachten.



[bookmark: _Toc122363799]Herrschaftsformen: Politische Systeme
1.18. [bookmark: _Toc122363800]Der Weg zur liberalen Demokratie
Wahldemokratie
· Minimale Definition: basiert auf Prozedur (prozedurale Definition), nicht substantiell. Nicht für das Volk, sondern durch das Volk
· Demokratie als institutionelles Instrument (Prozedur) um politische, kollektive Entscheidungen zu treffen, basierend auf Wettbewerb
· Um Stimmen (Wahlen)
· Mehrheitsprinzip
· Parlament: es handelt sich um repräsentative Demokratie
· Bürgerrechte (civil rights), man muss...
· frei konkurrieren können (Assoziationsfreiheit)
· Meinungen frei äussern können (freie Meinungsäusserung, pluralistische Informationsquellen mit Informationsfreiheit)
· frei für Ämter gewählt werden können (passives Wahlrecht)
· Aktives Wahlrecht
· Freie, faire und regelmässige Wahlen
→ Relevanz vor allem für empirische Forschung, da in Praxis erreichbar
 
Liberale Demokratie (Mills, Locke, Montesquieu, u.a.)
· Demokratisches Element wie bei «Wahldemokratie»
· Aber Gefahr der «reinen»/direkten Demokratie (=> Populismus):
· Fehlende Kompetenz von Wählerinnen
· Tyrannei der Mehrheit
· Erosion individueller Freiheiten
· Lösungen:
· Parlamentarische Repräsentation (gemäss trustee Modell)
· Gewaltenteilung, Checks and Balances
· starker Rechtsstaat (Garantie der individuellen Freiheiten)
 
Radikale Demokratie (nach Rousseau)
· Sozialer Vertrag (contract social):
· Individuen transferieren all ihre natürlichen Rechte an die Gemeinschaft.
· Erhalten dafür volle Teilhabe an den für Gemeinschaft relevanten Entscheiden => Bürgerinnen (citoyennes)
· Die Souveränität der Bürgerinnen:
· Unveräusserlich: Nur das Volk kann entscheiden
· Nicht repräsentierbar: Willen der Einzelnen kann nicht vertreten werden
· Unteilbar: Keine (unqualifizierten) Mehrheitsbeschlüsse, keine (klare) Gewaltenteilung
· Absolut: Unbeschränkt und unbeschränkbar
· Allgemeiner Wille (volonté générale):
· Der gemeinsame rationale Willen aller
· Fokus auf gemeinsames Interesse
· Mehr als der Wille von allen, d.h. die Summe der Einzelwillen
· Ähnlichkeit radikale, partizipative, direkte, «strong» Demokratie:
· Partizipation
· Konsens
· Direkte Entscheide (keine Repräsentation)
 
Deliberative Demokratie (nach Habermas)
· Versuch einer Synthese von radikaler und liberaler Demokratietheorie
· Rationale Deliberation als Schlüssel für demokratische Entscheide:
· Argumentierend (Nur das Argument zählt)
· Inklusiv und öffentlich (alle Argumente müssen Zugang zur Diskussion haben)
· Hohe Partizipation
· Frei von Einschränkungen
· Fokus auf rational motivierten Konsens
· Resultate der Deliberation müssen die Entscheidungen beeinflussen
· Elemente radikaler Demokratietheorie:
· Notwendigkeit die Wählerinnen zu Bürgerinnen (citoyennes) zu machen
· Existenz gemeinsamer Interessen und eines gemeinsamen Willens
· Bedeutung von Partizipation
· Wert von Konsensentscheidungen
· Elemente der liberalen Demokratietheorie:
· Individuelle Rechte
· Schutz vor Tyrannei der Mehrheit
· Stärkung der Zivilgesellschaft (gegenüber Staat)
 
Gemeinsamkeiten der Demokratietypen:
· Demokratie vs. Autokratie: Allen Demokratietheorien ist Beteiligung des Volkes an Entscheidung (Volkssouveränität) gemein
· Die Demokratietypen sind teilweise komplementär (z.B. Deliberative Demokratie mit liberaler Demokratie)
· Die Demokratieindexe entsprechen Demokratietheorien nur teilweise (Bsp. radikale/partizipative Demokratie)
· Einige Demokratietheorien sind noch nicht annähernd umgesetzt (Bsp. deliberative Demokratie)
 
Repräsentationsbegriffe (Pitkin):
· Symbolische Repräsentation: Assoziation, affektive Identifikation (Bsp. Nationalität).
· Deskriptive Repräsentation: Vertreterinnen widerspiegeln (soziodemographische) Zusammensetzung der Gesellschaft (z.B. Alter)
· Substantielle Repräsentation: Vertretung der Interessen/Werte der Gesellschaft:
· Reaktion auf Präferenzen des Volks (responsiveness): Delegate (imperatives Mandat).
· „Richtige“ Entscheidungen im Interesse des Volks (auch gegen dessen Wille) aus Verantwortlichkeit (responsibility): Trustee (freies Mandat).
 
Schwellen der Demokratisierung (Rokkan):
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Pfade der Demokratisierung (Dahl):
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1.19. [bookmark: _Toc122363801]Demokratisierung
Drei Wellen der Demokratisierung:
· Erste Welle, 1828-1926: Nordamerika, Westeuropa
Rückschlag: 1922-42
· Zweite Welle, 1943-62: Europa, Japan, Lateinamerika, Afrika
Rückschlag: 1958-75
· Dritte Welle, 1974- : Südeuropa, Lateinamerika, Afrika, Asien, Osteuropa
Rückschlag: ?
 
 
Klassische Modernisierungstheorie:
· Kulturalismus
· Indikatoren: Wohlstand, Industrialisierung, Urbanisierung, Bildung
· Mechanismen
· Neue pro-demokratische soziale Gruppen entstehen, v.a. die Mittelschicht (sicher, ungefährdet; gemässigt)
· Lesefähigkeit, Bildung: Mündige Bürger*innen
· Höherer Lebensstandard
-> Ideologische Mässigung
 
Seymour Martin Lipset
· Individueller Wohlstand geht mit ideologischer Mässigung einher (Wertewandel)
-> Macht Demokratie möglich
 
Christian Welzel und Ronald Ingelhart
· Existenzielle Sicherheit lässt Menschen nach nicht-materiellen Gütern streben
· Modernisierung geht mit dem Streben nach Selbstbestimmung einher
· Diese emanzipativen Werte machen Demokratie erstrebenswert
 
Probleme
· Modernisierung und Wertewandel geben nur eine allgemeine Richtung vor – aber es gibt enorme Länderunterschiede, die schlecht erklärt werden können
-> Probabilistische Logik
· Konfliktfreies Bild der Demokratisierung entspricht nicht der Realität (partielle Ausnahmen: frühe, sogenannte „Agrardemokratien“ wie die Schweiz)
· Unklar, wie es zur Demokratisierung kommt
-> Akteurinnen vernachlässigt
· Funktioniert häufig nur in einer globalen Perspektive
-> Befunde zu Lateinamerika und Afrika: Kein Zusammenhang
· Erklärt Autokratisierung und das Auf und Ab der Demokratie schlecht
 
Strukturalistischer Ansatz
· Demokratie schafft Gewinnerinnen und Verliererinnen
· Eliten müssen Macht teilen
· Bisher ausgeschlossene bekommen Mitspracherecht
· Entscheidend ist:
· Welche soziale Gruppen gewinnen und welche verlieren
· Wie gut diese Gruppen organisiert sind
 
· Bourgeoisie (Unternehmerinnen, neuer Wohlstand) als treibende Kraft der Demokratisierung
· Liberalismus, ökonomisch wie politisch
· Die stärksten Gegnerinnen der Demokratie sind die Landbesitzerinnen
· Liberalismus führt nicht zur vollen Demokratie
· Erst erreicht durch die Mobilisierung der Arbeiterklasse
· Alleine zu schwach: Allianz mit der Mittelklasse
· Die stärksten Gegnerinnen sind weiterhin die Landbesitzerinnen
 
· Welche Akteurinnen sind relevant für die Demokratisierung?
· Entscheidend, welchen Schritt der Demokratisierung man sich anschaut
· Je nach Weltregion sind andere Gruppen (Gewinnerinen und Verliererinnen) relevant
· Kern des Strukturalismus: Demokratie tangiert potenziell ökonomische Interessen!
· Industrialisierung stärkt die pro-demokratischen Klassen
· Was sagt die Modernisierungstheorie dazu?
· Wenn die Forderungen der unteren Klassen moderat sind, willigen die Eliten ein
· Eliten unterlaufen ebenfalls Wertewandel
 
· Für Chancen der Demokratie sind aber auch die Kosten der Tolerierung entscheidend, sollte das allgemeine Wahlrecht eingeführt werden:
· Wie gut die ökonomischen Eliten ihre Interessen schützen können: Stärke von konservativen Parteien
· Demokratie als Resultat eines fragilen Machtgleichgewichts verschiedener Klassen
 
Zusammenfassend:
· Machtgleichgewichte zwischen sozialen Gruppen
· Institutionen, die soziale Gruppen repräsentieren
· Häufig historisch bedingt und ändern sich nur langsam (Pfadabhängigkeit)
Beispiel: Konservative Parteien aus vordemokratischer Zeit
-> Historischer Institutionalismus
· Erklärungen, die verworfen werden?
· Demokratische Überzeugungen (—> Kulturalismus)
· Dass die Mittelklasse die wichtigste pro-demokratische Kraft war und ist (—> Modernisierungstheorie)
· Die Rolle von Persönlichkeiten/Leaderinnen (—> akteurszentrierter Ansatz)
 
Akteurszentrierter Ansatz
· Kritik an modernisierungstheoretischen und strukturalistischen Ansätzen
· Fokus auf sehr langfristige Prozesse
· Teilweise deterministisch
· Akteurinnen kommen kaum vor
· 1970er: Risse in autoritären Regimen in Südeuropa und Lateinamerika werden sichtbar
· Transitions-Projekt will diesen Prozess unterstützen 
· “Handlungsanleitung für Demokratisiererinnen”
· Akteurszentrierte Logik
· Demokratie als Kompromiss
· Demokratische Überzeugungen unwichtig: Demokratie ist für alle die zweitbeste Lösung
 
Stärken und Schwächen des akteurszentrierten Ansatzes
· Er erklärt nicht…
· ob eine Demokratie stabil wird oder nicht
· woher die grossen Unterschiede in der Qualität der Demokratie kommen
-> Rückkehr zur Modernisierungstheorie und zum strukturalistischen Ansatz in der Demokratisierungsforschung
· Stärken
· Hilft Prozesse zu verstehen, während sie ablaufen
-> Anwendung in der Forschung zur Autokratisierung!

Die drei Ansätze im Vergleich
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1.20. [bookmark: _Toc122363802]Autokratisierung und autoritäre Regime
Autoritäre Regime
· Bis zur “1. Welle der Demokratisierung” im 19. Jahrhundert die dominante Herrschaftsform
· Begriffe: Monarchien, Hegemonien (geschlossen oder offen), kompetitive Oligarchien 
· Übergänge von der Demokratie zur Autokratie:
· Putsche
· Schleichende „Erosion“ der Demokratie
 
Putsche:
· Modernisierungstheorie: Keine gute Erklärung
· Strukturalistischer Ansatz: Machtgleichgewicht zwischen pro-demokratischen und anti-demokratischen Kräften kann delikat sein
· Akteurszentrierte Erklärung: Regimepräferenz für Demokratie zentraler Akteurinnen
· Regimepräferenz beeinflusst von der Radikalität von Policy-Positionen
· Bereitschaft auf demokratische Prinzipien zu verzichten
 
Typen autoritärer Regime
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Kompetitiver Autoritarismus
· Kompetitive Wahlen:
· Kein Ausschluss wichtiger Oppositionskandidatinnen
· Wahlkampagnen der Opposition sind möglich
· Wahlfälschung nicht entscheidend oder abwesend
· Keine „Pseudo-demokratie“ – Wählen hat einen Sinn
 
Ungleiches Playing field
· Geht über den normalen Amtsbonus hinaus (incumbency advantage)
· Missbrauch staatlicher Institutionen für Parteizwecke
· Opposition hat Schwierigkeiten effektiven Wahlkampf zu betreiben
· Ungleicher Zugang zu Ressourcen
· Ungleicher Zugang zu den Medien
· Ungleicher Zugang zu Gerichten und Wahlbehörden
-> Aber: „Incumbents are forced to sweat“
-> Unsicherheit bei Wahlen (vis-à-vis vollständigem Autoritarismus)!



[bookmark: _Toc122363803]Demokratische Institutionen
1.21. [bookmark: _Toc122363804]Einführung in demokratische Institutionen
Konzeptualisierungen der Demokratie
· Minimalistische Konzeptualisierungen 
· Konzentration auf freie und faire, wettbewerbsorientierte Wahlen (Wahldemokratie)
· Andere Dinge können wichtig sein, sind aber schwer zu messen 
· Maximalistische Konzeptualisierungen 
· andere Überlegungen (liberale Demokratie), zB Rechte, Vertretung, politische Ergebnisse sind ebenso wichtig
· Andere Facetten der Demokratie sind nicht zu vernachlässigen, auch wenn sie schwieriger zu messen sind!
 
Ansichten zur Demokratie
· Institutionen - die Art der politischen Institutionen, die uns dazu veranlassen, sie als demokratisch anzusehen
· Ergebnisse - die Fähigkeit dieser Institutionen, die Bürgerinnen in der Politik und anderweitig zu vertreten
· Substanzielle Vertretung - Vertretung der politischen Ansichten der Wählerinnen
· Deskriptive Repräsentation - spiegelt die demografische Zusammensetzung der Gesellschaft wider
 
Verfassungen
· reichen von praktisch nicht vorhanden (Vereinigtes Königreich) bis zu einer komplexen Reihe von integrierten Verträgen (EU)
· sind in unterschiedlichem Maße für die Auslegung durch die politischen Akteurinnen offen
· Sie können unterschiedlich leicht geändert werden
 
Demokratische Delegation von Autorität
· Die Auftraggeberin stellt eine Beauftragte ein, aber...
· Agentin kann andere Ziele haben
· Informationsvorsprung!
· Die Beauftragte kann sich drücken!
· Die Überwachung durch die Auftraggeberin ist unerlässlich (und kostspielig)!
· Warum sollten also überhaupt Befugnisse an eine Vertreterin delegiert werden?
· Unzureichende Zeit
· Unzureichende Informationen
· Unzureichende Fähigkeiten
· Ketten der Delegation (Bürgerinnen -> Parlament <-> Regierung)
 
Die Rolle der Exekutive
· Entwurf der politischen Plattform und Festlegung der politischen Ziele
· Kann die Exekutive direkt Politik/Gesetzgebung vorschlagen?
· Kontrolliert sie die legislative/parlamentarische Agenda?
· Überwacht sie die Umsetzung der Politik durch die Bürokratie?
· Weitere Delegationsketten!
· Wem gegenüber ist die Bürokratie verantwortlich? Der Regierung; oder der Regierung und der Legislative gleichermaßen?
· Einzelperson (USA) oder Kabinett mit geteilten Zuständigkeiten (UK)
 
Die Verfassungen legen auch die Struktur der Legislative fest
· Zweikammersystem oder Einkammernsystem
· repräsentieren Staaten in föderalen Systemen
· Gesetzgebung
· Kontrolle und Sachverstand
 
Gerichte entscheiden über Streitigkeiten zwischen
· den Zweigen der Regierung
· Bürgerinnen und der Regierung
· Regierungsebenen (falls föderal)
-> Und bestimmen manchmal die Verfassungsmäßigkeit von Gesetzen durch gerichtliche Überprüfung


1.22. [bookmark: _Toc122363805]Wahlsysteme
Majorzwahl
· Kandidatin mit meisten Stimmen gewinnt (abs. oder relatives Mehr)
· Stärkste Partei auf Kosten von kleineren Parteien bevorteilt
· Meist Einerwahlkreise
 
Einerwahlkreis mit einfacher Mehrheit
· Kandidatin mit höchster Stimmzahl gewinnt (bsp 21%)
· Klarer Link zwischen Parlamentarierin und Wahlkreis (Constituency Office)
· Potentiell stark verzerrte nationale Wahlergebnisse
· Bsp: Vereinigtes Königreich und ehemalige Kolonien (Kanada, Indien, Nepal, Trinidad)
 
Zweirundensystem
· Falls in erster Runde kein absolutes Mehr erreicht wurde -> zweiter Wahlgang (Relatives Mehr entscheidend)
· Variante: Schwelle, um in zweite Runde zu kommen (Frankreich: 12.5%)
· "Freiwilliges" Ausscheiden von Kandidatinnen (zB Ständeratswahlen Kanton Zürich 2019)
· Vorteile:
· Ehrlicheres Wählen (weniger strategisch)
· Keine "verschwendeten" Stimmen
· Bsp: Frankreich
 
Präferenzstimme
· Präferenz der Kandidatinnen wird angegeben
· Wenn absolutes Mehr nicht erreicht wird, dann wird schlechteste Kandidatin gestrichen und die Stimmen verteilt. Wiederholung bis absolutes Mehr erreicht wird
· Keine "verschwendeten" Stimmen
· Bsp: Australien
 
 
Proporzwahl
· Mehrere Kandidatinnen pro Wahlkreis
· Sitze proportional auf Parteien verteilt
· Abgrenzung zu Majorz: Mehrere Sitze pro Distrikt, für jeden Sitz werden Stimmengrenzwerte berechnet (quota oder divisor)
· Bedingt Parteien, da Listen generiert werden
· Kleinere Parteien im Parlament
· Teilweise Sperrklauseln um Zersplitterung zu verhindern
· Methoden der Sitzvergabe:
· Hare und grösster Rest
· Hare und grösster Durchschnitt
· Divisor statt Quota
· Doppelter Pukelsheim
 
Listensystem
· Distriktmagnitude: je mehr Sitze vergeben werden, desto proportionaler kann das Resultat ausfallen. Insbesondere wichtig für kleinere Parteien
· Sperrklauseln: PR Systeme haben oft Mindesthürden, um Parteizersplitterung zu verhindern
· Listentypen: Offene vs geschlossene Listen
 
Single Transferable Vote
· Bsp für Proporz ohne Parteilisten
· Ähnlich wie Präferenzstimme: Bürgerinnen geben Reihenfolge an (mind. eine Kandidatin)
· Kandidatin, die mit Stimmen über Quota kommt, erhält einen Sitz. Wenn kein Sitz vergeben werden kann, werden schwache Kandidatinnen gestrichen und ihre Stimmen umverteilt
· Bsp: Irland
 
 
Historische Entwicklung
 
Stein Rokkan:
· Ende 19. Jahrhundert: Ausdehnung aktives Wahlrecht
· Industrialisierung: Erhöhte Unterstützung für Sozialistinnen/Sozialdemokratinnen
· Etablierte Parteien (Liberale/Konservative) fürchten Verluste bei zukünftigen Wahlen
· PR als Schutz ihrer Machtposition
-> Furcht vor zukünftigen Niederlagen
 
Schweiz
· Drei Initiativen für die Einführung von PR für NR (1900, 1910, 1918)
· Erste PR Wahlen in 1919: Starke gewinne für SP & BGB, Verluste für FDP
· Auf kantonaler Ebene: Tessin (1892, erste Wahl 1895)
· Bis heute sind Fragen zum Wahlrecht politisch virulent (seit 2013 BG Entscheide gegen Wahlrecht in UR, SZ, ZG und NW)
 

1.23. [bookmark: _Toc122363806]Typologien demokratischer Regime
Föderalismus
Pros
· Kleinere Einheiten sind näher an Bürgerinnen
· Kontrolle der Zentralregierung
· Effizienz durch Wettbewerb
 
Cons
· Koordinationsproblem, d.h. unterschiedliche Regulierungsstandards
· Möglichkeiten für mächtige (nichtstaatliche) Akteurinnen, den Wettbewerb auszunutzen
 
Parlamentarische Systeme
Regierung
· Regierung ist dem Parlament verantwortlich und oft auch umgekehrt
· Die Regierung braucht das Vertrauen des Parlaments
· Das Parlament kann die Regierung ohne Grund absetzen (Misstrauensvotum)
· Regierung/PM kann (manchmal) das Parlament auflösen
· Die Regierung kann eine Vertrauensabstimmung beantragen
· Die Regierung hat die Macht, die Tagesordnung zu bestimmen (in unterschiedlichem Maße)
· Kein direkt gewähltes Staatsoberhaupt (das die Exekutive auflösen kann)
 
Befugnisse der Regierung
· In parlamentarischen Systemen kann die Regierung (Premierministerin) die Vertrauensfrage stellen, und die Parlamente können ein Misstrauensvotum aussprechen
· Verliert eine Regierung eine Vertrauensabstimmung, muss sie zurücktreten und eine neue Regierung bilden
· Wenn keine neue Regierung eine Mehrheit findet, können Neuwahlen angesetzt werden
· In einigen Systemen kann die Premierministerin das Parlament auflösen und Neuwahlen ausrufen
 
Präsidentielle Systeme
Regierung
· Legislative und Exekutive werden getrennt gewählt
· Die Legislative hat die Macht, die Tagesordnung zu bestimmen (in unterschiedlichem Maße)
 
Semi-Präsidentielles System
· Geteilte Exekutive
· Sowohl eine vom Parlament gewählte Regierung als auch eine vom Volk gewählte Präsidentin
· Die Regierung ist dem Parlament gegenüber verantwortlich
 
· Direkt gewählte Präsidentinnen teilen sich die Verantwortung mit der Premierministerin
· Präsidentinnen dienen als Staatsoberhaupt und tragen in der Regel die Hauptverantwortung für die Außenpolitik
· Frankreich; Polen; Litauen
 
Beispiel: Die französische Präsidentin (Hoffentlich nie Le Pen) kann:
· Regierung ernennen (Premierministerin und Ministerinnen)
· die Nationalversammlung auflösen
· Die Regierung ist jedoch dem Parlament gegenüber verantwortlich
 
Linz-Horowitz-Debatte
Parlamentarisches System:
Vorteile:
· Klare Delegationskette
· Keine festen Amtszeiten
· PM muss Entscheidungen in Zusammenarbeit mit anderen treffen
Nachteile:
· Unklare oder schwer nachvollziehbare Wahlresultate
· Keine festen Laufzeiten
· Manchmal unklar, wer verantwortlich gemacht werden kann
 
Präsidentielles System: 
Vorteile:
· Klare, leicht verständliche Wahlausgänge
· Eine Person hat "das Sagen"
· Feste Amtszeiten
Nachteile:
· Feste Amtszeiten
· Zwei Delegationsketten unklar, wer "Legitimität" beanspruchen kann
· Eine Person an der Spitze
 
Warum ist das präsidentielle System anfälliger für Störungen?
· Es ist kausal: parlamentarische Regime sind der Demokratie förderlich, präsidentielle Regime nicht (Linz)
· Oder es sind andere Variablen im Spiel (z.B. militärisches Erbe, Wohlstand)
 
Mehrheits- vs. Konsensdemokratie (Arend Lijpharts zwei Dimensionen)
Wie viel Einigkeit muss herrschen, um die Politik zu ändern?
· Mehrheitsdemokratie
-> Eine einfache Mehrheit (oder sogar Pluralität) ist ausreichend, um Politik zu machen.
· Konsensdemokratie
-> Ein breiter gesellschaftlicher Konsens ist für Veränderungen erforderlich
 
Institutionen von...
· Mehrheitsdemokratie (z.B. Großbritannien)
· Wahlinstitutionen bringen Einparteienregierungen hervor
· Zweiparteiensystem
· Einkammersystem der Legislative
· Einheitsstaat (nicht föderal)
· Wenige Kontrollen der regierenden Partei
· Die Mehrheit hat das Sagen
· Konsensdemokratie
· Wahlinstitutionen sind proportional, keine einzelne Gewinnerin
· Mehrparteiensystem
· (Starke) Zwei-Kammer-Legislative
· Koalitionsregierungen
· Konsens zum Regieren erforderlich
 
Mehrheitsdemokratie
· Pros
· Klare, leicht zu verstehende Ergebnisse
· Schnelle Reaktionsfähigkeit
· Cons
· Minderheit muss bis zur nächsten Wahl warten
· Repräsentation?
 
Konsensdemokratie
· Pros
· Notwendigkeit, Lösungen zu finden, die für unterschiedliche Gruppen akzeptabel sind
· Mehr Bürgerinnen haben ein Interesse an der Regierung
· Cons
· Es ist schwierig, Veränderungen zu bewirken
· Unklar, wie Wahlen zu Veränderungen führen
 
Veto-Spielerinnen (Tsebelis)
· Die Theorie konzentriert sich auf die Fähigkeit des Systems, politische Veränderungen zu bewirken
· Vetospielerin ist eine Akteurin (einzeln oder kollektiv), deren Zustimmung zur Änderung der Politik erforderlich ist
· Wie viele politische Akteurinnen sind in der Lage, politische Veränderungen zu blockieren?
· Institutionelle Akteurinnen (z. B. gesetzgebende Kammern, Präsidenin)
· Parteipolitische Akteurinnen (Parteien in einer Regierungskoalition)
· Wie groß ist die ideologische Distanz zwischen ihnen?
-> Mehr Veto-Akteurinnen mit größerer ideologischer Distanz zwischen ihnen führen zu mehr politischer Stabilität (= schwieriger, etwas zu erreichen)
-> Die Schweiz hat eine hohe Politikstabilität


1.24. [bookmark: _Toc122363807]Repräsentative und direkte Demokratie
Die Rolle der Repräsentantinnen?
-> Repräsentative Demokratie bedeutet Delegation! Aber zu welchem Zweck?
· Das Delegationsmodell
· Repräsentantinnen sind Vertreterinnen der Bürgerinnen, von denen erwartet wird, dass sie den "Willen des Volkes" umsetzen
· Geht davon aus, dass es einen "Volkswillen" gibt und die Repräsentantinnen diesen kennen können
· Treuhändermodell
· Vertreterinnen werden gewählt, um Entscheidungen zu treffen, die ihrer Ansicht nach im besten Interesse des Landes/Wahlkreises/Gesamtinteresses liegen
· Geht davon aus, dass es ein "höheres Gut" gibt
· Vielleicht eher bereit zu akzeptieren, wenn die deskriptive Vertretung hoch ist
 
Arten der Vertretung:
Substanzielle Vertretung (Politik)
· Kongruenz
· Reaktionsfähigkeit (dynamische Beziehung)
· Wissen, was die Wählerinnen wollen; und ob die Politik diese Wünsche widerspiegelt.
· Wissen, was die Wählerinnen bevorzugen
· viele Wählerinnen haben keine stabilen politischen Positionen oder Präferenzen
· wenn doch, müssen sie gemessen und aggregiert werden
· Ideologischer Inhalt der Politik, die von den Vertreterinnen beschlossen wird
· Es ist schwierig, den ideologischen Inhalt der Politik zu messen
· Schwieriger Vergleich mit der Position der Wählerinnen
 
Deskriptive Darstellung
· Demografie
· Können sich die Wählerinnen in ihren Vertreterinnen wiederfinden?
Symbolische Repräsentation 
· Interessen, Werte
· Wählerinnen können sich für nicht-politische Handlungen interessieren, die sie wissen lassen, dass Politikerinnen an sie denken
-> Sowohl symbolische als auch deskriptive Repräsentation können Informationen über die inhaltliche Repräsentation liefern.
 
Institutionen 
...und Wählerinnen
· Es gibt Hinweise darauf, dass die Art der demokratischen Institutionen eine Rolle spielt
· Regierungen in konsensualen Demokratien decken häufiger die Mitte des politischen Raums ab
· Einige Wahlregeln scheinen der Wahl von Frauen und Minderheiten eher förderlich zu sein als andere
· Eine höhere deskriptive Repräsentation kann zu mehr Beteiligung und Vertrauen in die Demokratie bei unterrepräsentierten Gruppen führen.
· Einige Wahleinrichtungen machen die deskriptive Repräsentation sichtbarer als andere
 
...und Repräsentation
· Können Wahleinrichtungen die Repräsentation fördern? Sie untergraben?
· Proportionale Systeme wirken sich auf die inhaltliche Vertretung aus, indem sie potenziell mehr Parteien den Zugang zur Legislative ermöglichen (was zu zentristischen Koalitionen führt)
· Systeme, die Parteien gegenüber einzelnen Abgeordneten in den Vordergrund stellen, können die Bedeutung der deskriptiven Repräsentation verringern oder verschleiern und die inhaltliche Repräsentation betonen.
· Fehlzuteilungen und die Ziehung von Wahlbezirken können sich auf die Vertretung auswirken
· Unterschiedlich große Wahlbezirke bedeuten, dass die Stimmen einiger Wählerinnen mehr zählen als die anderer. Verletzung des Grundsatzes "eine Person - eine Stimme" (z. B. Schweizer Ständerat)
 
Gerrymandering
· Möglicherweise legitime Gründe für "Gerrymandering"
· Deskriptive Vertretung: Mehrheits-Minderheits-Distrikte
· Einfache demografische Gründe: Menschen entscheiden sich dafür, näher an Menschen zu wohnen, die ihnen ähnlich sind
· Lösungen für Gerrymandering:
· Keine parteiische Rolle bei der Neueinteilung der Bezirke zulassen; Bezirkseinteilung durch überparteiliche Gremien
· Befolgung natürlicher Grenzen oder bestehender politischer Grenzen bei der Festlegung der Bezirke
· Proportionale Wahlsysteme mit einer großen Anzahl von Wahlbezirken
 
Direktdemokratie
· Warum nicht direkt zu den Wählerinnen gehen?
· Nimmt zu viel Zeit und Informationen in Anspruch!
· Alle Demokratien sind repräsentative Demokratien (auch die Schweiz!)
· Einige enthalten gelegentlich Formen der direkten Demokratie
· Aber wer schreibt die Fragen, über die die Wählerinnen abstimmen? Die Politikerinnen oder die Wählerinnen?
· Referendum vs. Volksinitiative
· Wie kommt eine Frage auf den Stimmzettel? 
· Einige Volksabstimmungen sind gesetzlich vorgeschrieben (z. B. Verfassungsänderung oder Übertragung der Souveränität in Irland, Dänemark, Schweiz)
· Politikerinnen können die Öffentlichkeit abstimmen lassen (z. B. das EU-Referendum im Vereinigten Königreich)
· Volksinitiativen erhalten Zugang zu den Wahlurnen durch das Sammeln von Unterschriften (z. B. Kalifornien, Bayern, Schweiz)
· Führt die direkte Demokratie zu einer besseren Vertretung?
· Man könnte meinen, ja, denn sie ermöglicht es den Wählerinnen, Entscheidungen direkt zu treffen. Die Ergebnisse müssen die Wünsche der Wählerinnen widerspiegeln.
· Es kommt auf die Fragestellung an, und diejenigen, die die Fragen formulieren, haben einen großen Einfluss
· Unterschiedliche Regeln können zu unterschiedlichen Ergebnissen führen
· Es kann unmöglich sein, den "Willen des Volkes" bei komplizierten politischen Fragen zu ermitteln
· Mögliche Tyrannei der Mehrheit
· Kann eine zusätzlichen Vetospielerin hinzufügen
· Setzt ein hohes Maß an Wissen und Raffinesse bei den Wählerinnen voraus
 
Deliberative Demokratie und beratende Versammlungen
· Gelegenheiten für Bürgerinnen, zusammenzukommen, um Beweise zu Themen zu hören und Politik zu diskutieren
· In Irland vor dem umstrittenen Referendum über die Legalisierung der Abtreibung eingesetzt
· Es gibt Hinweise darauf, dass sie das Wissen, das Verständnis und die Beteiligung der Wählerinnen verbessert haben



[bookmark: _Toc122363808]Strategische Interaktion
1.25. [bookmark: _Toc122363809]Optimierung und strategische Interaktion: Spieltheorie
Gleichgewicht
-> Was ist ein Gleichgewicht? Was ist eine Lösung?
· Ein Gleichgewicht beschreibt ein Ergebnis bei dem wir keine endogene Änderung erwarten
· Man verbringt die meiste Zeit damit ein Spiel aufzusetzen und die Gleichgewichte herzuleiten
· Es gibt keine Garantie, dass ein Gleichgewicht existiert
 
Zwei wichtige Konzepte
· Dominierte Strategien
· Eine dominierte Strategie ist eine Strategie, die nicht den höchsten Nutzen bringt unabhängig von den anderen Strategien
· Dominierte Strategien ausschliessen bis am Ende nur noch ein Strategieprofil übrigbleibt
· Nash Gleichgewicht
· Strategie einer Spielerin fixieren und schauen, was die andere Spielerin optimalerweise machen sollte
· Beste Antwort merkieren
· Zur anderen Spielerin wechseln und durch die Optionen gehen
-> Ergebnis in dem beide Spielerinnen ihre beste Antwort verwenden
· Nash Ggw müssen nicht existieren
· Es kann mehrere Nash Ggw geben
· Nash Ggw müssen nicht kollektiv effizient sein
· Individuelles rationales Verhalten führt nicht zwingend zu rationalem kollektiven Verhalten
· Gefangenendilemma wäre kollektiv effizienter
 
Antoine-Augustin Cournot
· Cournot Duopol Modell
· Modell bei dem sich die Spielerinnen nicht zwischen zwei Handlungen entscheiden, sondern eine Menge bestimmen müssen
· Modell welches Marktimperfektionen illustrieren kann
-> Ein Markt mit einem Produkt und zwei Firmen. Firmen entscheiden lediglich die Produktionsmenge und wollen Gewinn maximieren
· Beide Firmen haben identische Nutzenfunktionen.
· Kosten pro produzierte Einheit ist für beide c
 
Lösungsstrategie
· Firmen maximieren Gewinn, Entscheide werden getroffen, um Gewinn zu maximieren
· Wir können die Gewinnfunktion der Firma spezifizieren...
· ... wir finden die optimale Produktionsmenge (die den Gewinn maximiert) ...
· ... und können so den Preis bestimmen...
· ...und den Gewinn der Firmen bestimmen


1.26. [bookmark: _Toc122363810]Analyse politischer Institutionen
Modell (Hug, 2004)
· Akteurinnen: Die Regierung (G), die Opposition (O) und die Medianwählerin (M)
· Eindimensionaler Politikraum Q, Q = [-0.5 ; 0.5]
· Jede Akteurin hat einen Idealpunkt (XG, XO, XM)
· Bestehende Politik ist bei Xsq (Position Status Quo) und Regierungsvorschlag ist Xp
· Struktur: G (Regierung) bestimmt Politik, O (Opposition) kann reagieren, M (Medianwählerin) entscheidet
· 4 Formen des Referendums
· Required
· Non-required/active - Vote on government policy
· Non-required/active - Vote on opposition policy
· Non-required/passive - Government decides wether to hold a referendum
 
Was sagt das Modell über das obligatorische Referendum aus?
· Effekt des Obl Ref hängt von SQ (Status Quo), Position der Regierung, Position der Medianwählerin und Kosten der Regierung ab
· Wenn Xsq weit weg ist, dann stellt das Obligatorische Referendum kein Hindernis für die Regierung dar (Xf = XG)
· Je höher Kosten für Regierung sind, desto eher macht Regierung keinen Vorschlag und belässt es bei Status Quo (nicht monoton)
· Effekt hängt nicht von Position der Opposition ab
 
Was sagt das Modell über das fakultative Referendum aus?
· Je höher Kosten der Opposition, desto mehr kann Regierung das Ergebnis beeinflussen
· Je nach Status Quo ändert sich das Ergebnis bei gleichbleibenden Werten für Positionen von Regierung und Opposition
· Ein extremer Wert Xsq macht es einfacher für Regierung ihren Idealpunkt durchzusetzen
 
Wichtige Fragen
Führt das R. eher zu Ergebnissen, die dem Mehrheitswillen entsprechen?
· Obl Ref: Ja, wenn es auch der Regierung dient
· Fak Ref: Nur insofern die Opposition nahe genug an der Medianwählerin ist
· Fak Ref: Falls Kosten für Opposition zu hoch, hat es keinen Effekt.
Was ist der Unterschied von fak. und obl. Referendum?
· Regierung kann kann Kosten für Opposition nicht nutzen
Wie würde eine Änderung der Unterschriftenzahl oder Sammlungsfrist, das Politikergebnis beeinflussen?
· Es verändert Kosten für Opposition im Modell. Nun kann geschaut werden, was geschieht, wenn Kosten höher oder tiefer wären
Was kann man aus der Häufigkeit von Referenden abgelesen werden? (Gibt es Referenden im Modell?)
· Unter voller Information kommt es nie zu einem Referendum. Eine komplexere Variante würde asymmetrische Information einschliessen und dort kommt es regelmässig zu Referenden. Es lässt sich daraus nichts direkt herauslesen, ausser dass Regierung im Vergleich zu Opposition weniger gut informiert ist über Position der Medianwählerin


1.27. [bookmark: _Toc122363811]Aggregation von Präferenzen
Abstimmungsverfahren
· Einfache Mehrheitsregel
Die Option mit den meisten Stimmen gewinnt
· Mehrheitswahl (zweistufiges Verfahren)
1. Stufe: Die beiden Optionen mit den meisten Stimmen werden ausgewählt
2. Stufe: Einfache Mehrheitsregel wird auf diese Optionen angewendet
· Condorcet-Verfahren
Paarweiser Vergleich aller Optionen. Die Option, die sich gegenüber allen anderen gemäss einfacher Mehrheitsregel durchsetzt, gewinnt
· Rangsummenregel (Borda-Wahl)
Alle Wählerinnen ordnen sämtliche Optionen von der am stärksten präferierten (Rang=1) zur am wenigsten präferierten (Rang N). Die Option mit der geringsten Summe der Rangnummern gewinnt
· Punktwahlverfahren
Eine festvorgegebene Punktzahl (z.B. 100 Punkte) wird von den Wählerinnen auf die verschiedenen Optionen verteilt. Die Option mit den meisten Punkten gewinnt
· Zustimmungsregel
Die Wählerinnen stimmen für alle Optionen, denen sie zustimmen. Die Option mit den meisten Stimmen gewinnt
 
Stärken und Schwächen verschiedener Verfahren
Zeitaufwand/Kosten
· Am geringsten bei einfacher Mehrheitswahl
· Mehrstufige Verfahren (zweistufige Mehrheitswahl, Condorcet-Verfahren) sind aufwändiger in der Durchführung
· Verfahren, bei denen alle Optionen beurteilt (Zustimmungsregel), geordnet (Rangsummenregel, Condorcet-Verfahren) und gewichtet (Punktwahlverfahren) werden müssen, sind aufwändiger in der Vorbereitung durch die Wählerinnen und auch bei der Auswertung
-> Mit Ausnahme der ein- oder zweistufigen Mehrheitswahl (zB französische Präsidentschaftswahl) sind die Verfahren eher für relativ kleine Gruppen von Wählerinnen sinnvoll (z.B. Kommissionen, Vereine, Aufsichtsräte, Regierungen, Freundeskreise)
 
Konsensorientierung
· Mehrheitswahl kann polarisieren
· Strukturelle Minderheiten sind uU dauerhafte Verlierer
· Auch Verfahren wie Punktwahl oder Rangsummenregel helfen hier nicht weiter.
· Zustimmungsverfahren sichert jedoch eine relativ breite Akzeptanz
-> Auch ohne dass Entscheidungen im Konsens getroffen werden müssen, kann das Abstimmungsverfahren eine grundlegende Akzeptanz möglichst vieler Wählerinnen sicherstellen
-> Auswahl tendiert dann jedoch zum «kleinsten gemeinsamen Nenner»
 
Paretooptimalität
-> Definition: Eine Entscheidung ist paretooptimal, wenn sich (durch die Auswahl einer anderen
Alternative) keine Person mehr verbessern kann, ohne dass sich Andere verschlechtern
· Paretoprinzip verlangt, dass eine Alternative, die zu einer Paretoverbesserung führt, tatsächlich gewählt wird
-> Paretoprinzip bei allen üblichen Wahlverfahren erfüllt.
Beachte:
· Heisst nicht, dass Abstimmungen immer zu einer Paretoverbesserung führen.
· Selbst wenn Paretoverbesserung, so nicht unbedingt Paretooptimalität!
· Bei Abstimmungen ohne Berücksichtigung von Präferenzintensitäten lassen sich durch Vereinbarung von Ausgleichszahlungen oft Paretoverbesserungen erzielen
 
Berücksichtigung von Präferenzintensitäten
· Präferenzintensitäten werden bei der Rangsummenregel (grob) und beim Punktwahlverfahren (detailliert) berücksichtigt
· Vernachlässigung der Präferenzintensitäten kann dazu führen, dass der gesellschaftliche Gesamtnutzen (berechnet als Summe der Payoffs) der in Mehrheitswahl gewählten Alternative geringer ist, als er sein könnte
· Möglichkeit, durch die Wahl einer anderen Alternative und gleichzeitige Ausgleichszahlungen eine Paretoverbesserung zu erzielen
-> Durch Ausgleichszahlungen können Präferenzintensitäten indirekt einbezogen werden
 
Unabhängigkeit von irrelevanten Alternativen
-> Definition: Die Abwägung zwischen zwei Alternativen, sollte nicht von einer dritten abhängen, die die Präferenzen für die ersten beiden unverändert lässt
-> Problem ergibt sich nicht, wenn das Abstimmungsverfahren von vornherein nur den Direktvergleich von je zwei Alternativen vornimmt (Condorcet-Verfahren, 2. Stufe beim zweistufigen
Mehrheitswahlrecht)
 
Eindeutigkeit der Entscheidung
· Pattsituation (mehrere Alternativen erhalten dieselbe Stimmenzahl)
-> Unwahrscheinlich bei vielen Wählerinnen und/oder detaillierter Gewichtung (Punktwahlverfahren)
· Sonderklausel für solche Spezialfälle kann vorgesehen werden (z.B. Entscheid durch Kommissionspräsidentin; paarweiser Vergleich bei Stimmengleichstand in der einfachen Mehrheitswahl; Entscheidung per Los)
· Intransitive gesellschaftliche Präferenzen
-> Individuen zwar transitiv, zusammengenommen aber intransitiv 
· Grundannahme bei individuellen Präferenzen!
· Definition: Transitivität von Präferenzen = Kontinuität von Präferenzen


1.28. [bookmark: _Toc122363812]Strategische Beeinflussung und politische Entscheidungsfindung
Allgemeines Unmöglichkeitstheorem (Kenneth Arrow)
-> Alle Abstimmungsverfahren (ausser Diktatur), die das Pareto-Kriterium und das Kriterium der Unabhängigkeit von irrelevanten Alternativen erfüllen, sind potenziell anfällig für gesellschaftlich intransitive Präferenzen, d.h. Condorcet-Zyklen.
-> Es ist unmöglich, ein Abstimmungsverfahren zu finden, das für alle Arten individueller Präferenzen dagegen gefeit ist!
 
Agenda Setting Power
· Macht der Kommissionsleiterinnen/Sekretariate
· Das uneindeutige Ergebnis des Condorcet-Verfahrens lässt sich ausbeuten.
-> Wer die Abstimmungsreihenfolge bestimmt, bestimmt das Ergebnis
-> Agenda-Setting Power von Kommissionspräsidentin und/oder Administration
 
Strategisches Wählen
Auch bei vorgegebener Reihenfolge kann das Ergebnis noch durch strategisches Wählen beeinflusst werden!
-> Unabhängig von Agenda Setting Power
 
· Strategisches Wählen bezeichnet ein Abstimmungsverhalten entgegen den eigenen Präferenzen, um im Endeffekt einen höheren Nutzen zu erzielen
· Vorausschauendes Handeln rationaler Individuen: Folgeentscheidungen werden bereits bei der Anfangsentscheidung berücksichtigt (Rückwärtsinduktion).
-> «sophisticated voting» (Shepsle)
· Berücksichtigung von Wahrscheinlichkeiten zur Erhöhung der Relevanz der eigenen Stimme (z.B. man stimmt nicht für eine Kandidatin, die ohnehin keine Chance hat gewählt zu werden) 
-> «strategisches Wählen»
· Stimmentausch (Logrolling)
 
Gibbard-Satterthwaite Theorem
-> Alle Abstimmungsverfahren (ausser Diktatur) sind bei mindestens drei Wählerinnen und mindestens drei Alternativen potenziell anfällig für Manipulation durch strategisches Wählen.
 
Endogene Bestimmung des Wahlprogramms
Medianwählerintheorem
-> Bei einfacher Mehrheitswahl in einem Zweiparteiensystem setzt sich immer die Position der Medianwählerin durch
 
Weitere Annahmen
· Ein einziges relevantes Politikfeld (Auch bei wertorientierter Politik)
· Eindimensionale Politik (Mehrdimensionalität zu komplex)
· Wählerinnen haben “eingipflige Präferenzen” (Nicht so schön verlaufende Präferenzkurven wie im Beispiel)
· Wählerinnen sind über die Politiken informiert
 
Weitere Überlegungen
· Was passiert bei einem zweistufigen Abstimmungsprozess (Parteimitglieder küren Kandidatin, dann allgemeine Wahl)?
· Was passiert bei Abstimmungen unter Berücksichtigung der Präferenzintensität?
· Was passiert, wenn für die Parteien nicht nur der Wahlsieg, sondern die ideologische Position an sich relevant ist?
· Was passiert, wenn Lobbys Einfluss nehmen?
· Was passiert, wenn die Gefahr besteht, dass eine neue dritte Partei entsteht?
 
Zusammenfassung
· Verschiedene Abstimmungsverfahren führen zu unterschiedlichen Ergebnissen, weil sie unterschiedliche Schwerpunkte setzen
· Unterscheidungsmerkmale sind insbesondere:
· die Eignung für grosse bzw. kleine Gruppen, die mit dem Zeitbedarf bzw. der Komplexität des Verfahrens zusammenhängen
· Konsensorientierung
· Berücksichtigung von Präferenzintensitäten
· Unabhängigkeit von irrelevanten Alternativen versus Zyklizität
· Das perfekte Abstimmungsverfahren gibt es nicht
· In einigen Bereichen sind alle Verfahren anfällig (strategisches Wählen; Arrow-Problem)
· Wichtig ist, das Verfahren ex ante dauerhaft festzulegen, um Manipulation der Ergebnisse durch Verfahrenswahl auszuschliessen
· Es ist Vorsicht geboten, wenn von «dem Nutzen» einer Gesellschaft gesprochen
· Kandidatinnen/Parteien passen sich an das jeweilige Verfahren an, um ihre Wahlchancen zu optimieren
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